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Der Senator . [Freie
%’: Hansestadt

fir Bau und Umwelt
Bremen

_55_
Oberste Landesstralenbaubehoérde

Der Senator fiir Bau und Umwelt, -55- Auskunft erteilt

Oberste LandesstraBenbaubehérde Herr Andrae

Herdentorsteinweg 49/50, 28195 Bremen Frau Groneberg
Zimmer 421

T (04 21) 361 97 33
F (04 21) 3 61 97 38

E-mail

A U S F E R T I G U N G HGroneberg@asv.bremen.de

HAndrae@asv.bremen.de

Datum und Zeichen
lhres Schreibens

Mein Zeichen
(bitte bei Antwort angeben)
671-70-02-00/19

Bremen, 30. Januar 2002

Planfeststellungsbeschluss

fur den Neubau der 1. Stufe des Il. Bauabschnittes der Bundesautobahn A 281
im Bereich zwischen Warturmer Heerstral3e - Baukilometer O + 121 - und
Neuenlander Ring / Neuenlander Stral3e (B6) - Baukilometer 3 + 454,775

Die Planunterlagen fur den Neubau der A 281, Il. Bauabschnitt (BA), 1. Stufe, im Bereich
zwischen Warturmer Heerstral3e (Bau-km 0 + 121) und Neuenlander Ring / Neuenlander
StralRe (B 6) (Bau-km 3 + 454,775) werden gemal3 8§ 17 des Bundesfernstraliengesetzes
(FStrG) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 19. April 1994 (BGBI.Nr. 25, Teil I,
S. 854), in Verbindung mit den 88 72 ff Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz
(BremVwVfG) vom 15. November 1976, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 23.09.1997
(Brem.GBI. S. 325, berichtigt S. 519), einschliel3lich der Folgemalinahmen mit den
folgenden Anderungen und Erganzungen (Blaueintragungen/Deckblétter) in den Plan-
unterlagen festgestellt.

Im Wesentlichen umfassen diese Anderungen die Erhthung der Larmschutzwande im
Bereich der Bochumer Stral3e und der Essener Stral3e, den Bau einer zusatzlichen
Larmschutzwand im Bereich der Kleingarten auf der Nordseite der Neuenlander Stral3e
sowie die hieraus resultierenden Anderungen in den Anspriichen auf passiven Larmschutz
aufgrund geringerer Immissionen.

Planunterlagen

Die festgestellten Plane umfassen folgende Unterlagen:

L\ Dienstgebaude Eingang Bus / StraRenbahn Sprechzeiten Geschéftsstelle:
(/ Herdentorsteinweg 49/50 Abt. Planung Hauptbahnhof Mo bis Fr. T (0421) 361 9780
28195 Bremen Hillmannplatz 8-10 oder Herdentor 8:00 - 12:00 Uhr F (0421) 361 9738
Abt. Briickenbau Termine nach tel. E-mail office@asv.bremen.de

BahnhofstraRe 35 Vereinbarung mdoglich
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Ordner|Anlage|Seiten |Bezeichnung Mal3stab
1 1 44  |Erlauterungsbericht, mit Blaueintragungen -
la 32 |Allgemein verstandliche Zusammenfassung -
nach 8 6 UVPG, mit Blaueintragungen
2 1 |Ubersichtskarte 1:50000
3 1 |Ubersichtslageplan 1:5000
4 2 |Ubersichtshéhenplan, mit Deckblatt 1:5000/500
5 1 |Ubersichtsplan fiir die wassertechnische Untersuchung | 1:5000
6 10 [StraRBenquerschnitte, mit Blaueintragungen 1:50
7 16 |Lageplane (und Bauwerksplane), 1:500
mit Blaueintragungen und Deckblattern
2 8 35 |H6henplane, mit Deckblattern 1:500/50
3 9 22 |Besondere Querschnitte, mit Blaueintragungen 1:100
10 Bauwerke
10.1 81 |Bauwerksverzeichnis, mit Blaueintragungen
10.2 Bauwerksplan s. Anlage 7
10.3 6 |Sonderbauwerke, mit Blaueintragungen
4 11 Ergebnisse schalltechnischer Untersuchungen
111 19 |Erlauterungsbericht zur schalltechnischen
Untersuchung, mit Blaueintragungen
11.2 Ergebnisse schalltechnischer Berechnungen
11.2.1 6 |Emissionspegelberechnungen
11.2.2 | 221 |Immissionen an Gebauden, Balkonen, Terrassen und
Freiflachen, mit Blaueintragungen
11.3 Lageplane mit LarmschutzmaRhahmen s. Anlage 7
1 |Ubersichtsplan LarmschutzmaRnahmen, mit Deckblatt 1:5000
13 |Lageplane zur schalltechn. Untersuchung, Deckblatter 1:1000
11.4 Hohenplane der LarmschutzmalRnahmen s. Anlage 8
5 12 Ergebnisse landschaftspflegerischer Begleitplanung
12.1 32 |Erlauterungsbericht
zur landschaftspflegerischen Begleitplanung
12.2 1 |Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan,
mit Blaueintragungen
12.3 1 |Landschaftspflegerischer MalRnhahmenplan
12.4 3 |Freiraumplanung, mit Blaueintragungen
12.5 12 |Landschaftsbauwerke zw. Bahnlinie OL-HB und B75
12.6 10 |Gutachtliche Stellungnahme und Einvernehmenserklar-
ung der Naturschutzbehérde nach 813 BremNatSchG
13 Ergebnisse wassertechnischer Untersuchung
13.1 45 |Erlauterungsbericht zur wassertechnischen
Untersuchung mit wassertechnischen Berechnungen
13.2 Lageplane der EntwasserungsmalRnahmen s. Anlage 7
13.3 Hohenplane der Entwésserungsmalinahmen s. Anlage 8
13.4 2 |Hohenpléane der Gewasser und Vorflutleitungen 1:1000/100
6 14 Grunderwerb
14.1 10 |Grunderwerbsplane, mit Blaueintragungen 1:500
14.2 19 |Grunderwerbsverzeichnis, mit Blaueintragungen
7 15 Sonstige Unterlagen
15.1 8 |Leitungspléne sind nachrichtlich beigefugt 1:500
8 15.2 43 |UVS zur Sanierungsplanung Altablagerung am
Hakenburger See
15.3 20 |Umlagerung / Sicherung der Altablagerungen 1:20 bis
am Hakenburger See 1:10000
154 2 |Bodenmanagement (nachrichtlich)
15.5 69 [Notwendige Anderungen im Bereich des Betriebs-

gelandes Flughafendamm der BSAG
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Im Rahmen des Anhodrungsverfahrens sind folgende private Einwendungen gegen das

Planfeststellungsverfahren erhoben worden. [ NICHT ZUR VERdFFENTLICHUNG]

1 vom 07.04.01
2 vom 14.03.01
3 vom 23.03.01
4 vom 03.04.01
5 vom 09.04.01
6 vom 27.03.01
7 vom 23.03.01
8 vom 26.03.01
9 vom 19.03.01
10 vom 24.03.01
11 vom 25.03.01
12 vom 25.03.01
13 vom 24.03.01
14 vom 23.03.01
15 vom 26.03.01
16 vom 04.04.01
17 vom 04.04.01
18 vom 01.04.01
19 vom 09.04.01
20 vom 23.04.01
21 vom 23.03.01
22 vom 23./25.03.01
23 vom 06.04.01
24 vom 20.03.01
25 vom 21.03.01
26 vom 07.04.01
27 vom 19.03.01
28 vom 02.04.01

Uber die erhobenen Einwendungen wird wie folgt entschieden:

Soweit die Einwendungen nicht durch Zusagen des Vorhabenstragers ihre Erledigung gefunden
haben, werden diese zurlickgewiesen.

Zu 1:

Bei den Forderungen der Burgerinitiative der Kattenturmer Heerstral3e handelt es sich im
Wesentlichen um verkehrsbehérdliche Angelegenheiten. Die Einwande richten sich nicht gegen
die beabsichtigte MaRnahme. Die in Rede stehenden Forderungen sind au3erhalb des
Planfeststellungsverfahrens zu klaren.

Die geforderte zeithahe Verwirklichung des 5. Bauabschnitts (Zubringer A1l Stuhr/Brinkum) ist im
derzeit gultigen Bedarfsplan fiir den Ausbau von Bundesfernstraf3en im vordringlichen Bedarf
eingestuft. Zur Zeit l1auft die Fortschreibung des Bedarfsplanes, ein Ergebnis steht noch nicht fest.

Die befurchtete Zunahme des Verkehrs auf der Kattenturmer Heerstral3e Iasst sich in Zahlen nicht
belegen. Aufgrund der bereits heute sehr hohen Verkehrsbelastung des zweistreifigen Querschnittes
wird eine Verkehrszunahme nicht oder nur bedingt stattfinden. Mithin ist davon auszugehen, dass
eventuelle zusatzliche Verkehre von benachbarten Stral3enziigen, hauptsachlich vom Zubringer
Arsten, aufgenommen werden.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.


GronebergH
Nicht zur Veröffentlichung
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Zu 2:

Die Unterbrechung der Neuenlander Stral3e erfolgt erst nach Abschluss der Bauarbeiten fiir die
neue A 281, I.BA, 1. Stufe. Wahrend der Ausbauzeit bleibt der Kirchweg uneingeschrankt
anfahrbar. Die Anbindung der Neustadt nach Ausbauende an das 6stlich des Neuenlander Ringes
liegende Teilstlick der Neuenlander Stral3e erfolgt dann tber die Anschlussstelle Bremen Flughafen
mit einer Verteilung Gber die Georg-Wulf-Straf3e in die Richtungen Neuenlander Straf3e und
Flughafendamm. Damit ist auch die Erreichbarkeit der Geschéaftsstral3en (Kirchweg) in der Neustadt
sichergestellt.

Das weiter vom WirtschaftsinteressenRing Neustadt geforderte Malinahmenpaket zur Verbesserung
der Situation des Einzelhandels und der Versorgungsqualitat der Blrgerinnen und Blrger der
Neustadt als begleitende MaRnahme kann nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens sein.
Diese Forderungen muissen in stadtischen Programmen behandelt werden.

Die Einwendung war daher zurtickzuweisen.

Zu 3:

Das Betriebsgeléande der Firma Autohaus Opel Bergmann ist durch den Neubau der A 281, 11.BA,

1. Stufe dadurch betroffen, dass die heutige vorhandene signalgeregelte Einmindung des
Neuenlander Ringes in die Neuenlander Straf3e mit Querungsmaglichkeit fur FulRganger zukunftig
entfallt. Die Betriebsteile beiderseits des Neuenlander Rings werden durch Abgaben von eigenen
Flachen aus den jeweiligen Grundstiicken nicht betroffen. Eine Neuordnung der Zu- und Abfahrten
zu beiden Betriebsteilen ist jedoch erforderlich. Die Erreichbarkeit aller Betriebsgrundstiicke bleibt
dadurch gewabhrleistet, als vorhandene Zu- und Abfahrten unveréndert bleiben, verlegt und neue Zu-
und Ausfahrten geschaffen werden. Auch wird der Verkehr zwischen den beiden Betriebs-
grundsticken (Paul-Feller-Strale/Neuenlander Ring) gewahrleistet. Beide Betriebsgrundstiicke
bleiben unmittelbar an das 6ffentliche StralRennetz angeschlossen.

Soweit auf die Weiterfihrung der A 281, 11.BA, 2. Stufe in Richtung Osten in der Einwendung
verwiesen wird, ist dieser Ausbau nicht Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens. Insofern
besteht im Rahmen des laufenden Planfeststellungsverfahrens nicht die Moglichkeit, fir die Firma
Autohaus Opel Bergmann einen Stralenentwurf aus der Planungsstufe der A 281, II.BA, 2. Stufe,
abzusichern.

Die zwischen der Firma Autohaus Opel Bergmann und dem Vorhabenstrager einvernehmlich
besprochenen Anderungen beziiglich der Erreichbarkeit des Betriebsgrundstiicks Neuenlander
StralR3e 105 werden in die Planfeststellungsunterlagen aufgenommen und sind damit Gegenstand
der Planfeststellung.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zuriickzuweisen.

Zu 4.

Die Shell-Station Neuenlander Straf3e 170, Betreiber Herr Hans-Joachim Koschade, liegt nérdlich
der Neuenlander StrafRe und kann zum jetzigen Zeitpunkt nur richtungsbetont aus Osten angefahren
und Richtung Westen verlassen werden. Ein Kreuzen der Neuenlander Strafl3e zum Erreichen und
Verlassen der Tankstelle ist nicht méglich.

Die Zu- und Abfahrtssituation wird durch den Bau der A 281, II.BA, 1. Stufe nicht verschlechtert. Der
von Osten kommende Fahrzeugverkehr kann die Tankstelle unmittelbar anfahren und in Richtung
Westen Uber die Neuenlander Straf3e und A 281 verlassen. Der Fahrzeugverkehr aus dem
innerstadtischen Netz kann — im Gegensatz zu heute — als Linksabbieger von der Neuenlander
StralR3e das Tankstellengrundstiick erreichen und diese auch wieder in Richtung Westen Uber eine
verlegte Zufahrt verlassen.

Die Zu- und Abfahrtssituationen werden insgesamt nicht verschlechtert. Ein Anspruch, dass die
Verkehrsstréme wie bisher unmittelbar an der Tankstelle vorbei gefiihrt werden, besteht nicht.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.
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Zu 5:

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils glltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Es ist mithin davon auszugehen, dass durch die notwendigen Abrissarbeiten die Richtwerte auch in
der Zeit von 10-21 Uhr eingehalten werden.

Die Einwendung war daher zurtickzuweisen.

Zu 6:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaf3nahmen fir die Siedlung der Garten-
heimer An der Ochtum / Bochumer Stral3e ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und
Vorschriften vorgenommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. Verordnung zur Durchfiihrung
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (16. BImSchV) ist beim Neubau eines Verkehrsweges grund-
satzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach 8§ 2 dieser Verordnung sicherzustellen. Die
Planung und Ausfiihrung der aktiven LarmschutzmalRnahmen sind nach den tatsachlichen Moglich-
keiten, der Effektivitat und der VerhaltnisméaRigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive MaR3-
nahme. Unter Berlcksichtigung dieser Grundsétze wurde der aktive Schallschutz mit Wandhéhen
von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser aktiven
Mafinahme sind auch weitere Randaspekte, wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und
Landschaftspflege, in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher
darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.

In Abwéagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der LArmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erhéhung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der Verhaltnismagigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m H6he unterschritten und die Nachtwerte auch bei hdheren Wanden tberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fiihrt zu einer spiirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des
Baulasttragers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16. BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmindung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis gepriift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer StralRe /
Iserlohner Stral3e keine weitergehenden Anspriche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmaflinahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfligig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Stral3enzug liegt in der
GroRenordnung der fiir das Bremer Stral3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Gemal den Planunterlagen kann fir eine Anzahl von Kleingarten nordlich der Neuenlander Stral3e
im Bereich Einmindung Neuenlander Ring ein Anspruch auf Entschadigung in Betracht kommen, da
die Tagesgrenzwerte gemalfd der BImSchV uberschritten werden.

Eine Uberpriifung der Gesamtsituation hat ergeben, dass in Abanderung der ausgelegten Planunter-
lagen eine LArmschutzwand entlang der Nordseite Neuenlander StraRe vom Tankstellengrundstiick
Shell bis unmittelbar 6stlich des Langeweges mit einer Wandhéhe von 2,50 m angeordnet wird.
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Durch diese aktive LarmschutzmalRnahme wird der gréf3te Teil der Kleingarten erheblich im
AuBRenwohnbereich geschitzt. Eine Weiterfuhrung der Wand Richtung Osten tiber den Langeweg
hinaus zu Lasten der BaumalRBhahme A 281 lasst sich nicht begriinden, da diese Verlangerung
keinen Einfluss auf den Schallschutz fir den Bereich Kleingarten hatte.

Diese Plananderungen werden in die Planunterlagen aufgenommen und somit Gegenstand des
Planfeststellungsbeschlusses.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.

Zu 7.

GemalR den Planunterlagen kann fiir eine Anzahl von Kleingarten nordlich der Neuenlander StralRe
im Bereich Einmindung Neuenlander Ring ein Anspruch auf Entschadigung in Betracht kommen, da
die Tagesgrenzwerte gemal’ der BImSchV Uberschritten werden.

Eine Uberpriifung der Gesamtsituation hat ergeben, dass in Abanderung der ausgelegten Planunter-
lagen eine Larmschutzwand entlang der Nordseite Neuenlander Stral3e vom Tankstellengrundstiick
Shell bis unmittelbar 6stlich des Langeweges mit einer Wandhéhe von 2,50 m angeordnet wird.

Die Wand ist versetzt angeordnet, so dass zum einen auf gro3erer Lange die Wand unmittelbar
neben der Schallquelle Neuenlander Stral3e verlauft, zum anderen der vorhandene Rad- und
FulRweg nicht unterbrochen wird. Durch diese aktive Larmschutzmafinahme wird der grof3te Teil der
Kleingarten erheblich im AuRenwohnbereich geschitzt. Eine Weiterfiihrung der Wand Richtung
Osten Uber den Langeweg hinaus zu Lasten der BaumalRnahme A 281 lasst sich nicht begrinden,
da diese Verlangerung keinen Einfluss auf den Schallschutz fir den Bereich Kleingarten hétte.

Die Plananderungen werden in die Planunterlagen aufgenommen und somit Gegenstand des
Planfeststellungsbeschlusses.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zuriickzuweisen.

Zu 8:

Gemal den Planunterlagen kann fur eine Anzahl von Kleingéarten nordlich der Neuenlander Stral3e
im Bereich Einmindung Neuenlander Ring ein Anspruch auf Entschadigung in Betracht kommen, da
die Tagesgrenzwerte gemalfd der BImSchV Uberschritten werden.

Eine Uberpriifung der Gesamtsituation hat ergeben, dass in Abanderung der ausgelegten Planunter-
lagen eine Larmschutzwand entlang der Nordseite Neuenlander Stral3e vom Tankstellengrundstiick
Shell bis unmittelbar dstlich des Langeweges mit einer Wandhéhe von 2,50 m angeordnet wird. Die
Wand ist versetzt angeordnet, so dass zum einen auf groRerer Lange die Wand unmittelbar neben
der Schallguelle Neuenlander Stral3e verlauft, zum anderen der vorhandene Rad- und Ful3weg nicht
unterbrochen wird. Durch diese aktive LarmschutzmafRnahme wird der grof3te Teil der Kleingéarten
erheblich im Aul3enwohnbereich geschitzt. Eine Weiterfiihrung der Wand Richtung Osten ber den
Langeweg hinaus zu Lasten der BaumalRnahme A 281 lasst sich nicht begriinden, da diese
Verlangerung keinen Einfluss auf den Schallschutz fur den Bereich Kleingéarten hatte.

Die Planéanderungen werden in die Planunterlagen aufgenommen und somit Gegenstand des
Planfeststellungsbeschlusses.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.

Zu 9:

Die Bemessung der aktiven und passiven SchallschutzmaflZnahmen fir die Siedlung der Garten-
heimer An der Ochtum / Bochumer Stral3e ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vor-
schriften vorgenommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines
Verkehrsweges grundsatzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung
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sicherzustellen. Die Planung und Ausfihrung der aktiven LarmschutzmalRnahmen sind nach den
tatséchlichen Mdglichkeiten, der Effektivitat und der VerhaltnismafRigkeit abzustimmen. Vorrang hat
hier die aktive MaRhahme. Unter Beriicksichtigung dieser Grundséatze wurde der aktive Schallschutz
mit Wandh6hen von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen
Effektivitat dieser aktiven MalRhahme sind auch weitere Randaspekte, wie Belange des Stadtebaus,
der Gestaltung und Landschaftspflege, in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der LArm-
schutzwand wurde daher darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Land-
schaftsbild minimiert wird.

In Abwéagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der LArmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erhéhung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der Verhaltnismagigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Hohe unterschritten und die Nachtwerte auch bei hdheren Wanden tberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fiihrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des
Baulasttragers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmundung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis gepriift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer StralRe /
Iserlohner Stral3e keine weitergehenden Anspriiche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmaflinahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfligig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Stral3enzug liegt in der
GroRenordnung der fiir das Bremer Stral3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschitterungen, sind
nach dem aktuellen Stand der ausfiihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die
vorhandenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende
Regelungen in den abzuschlieRenden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die
Durchfuihrung eines Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden
rechtzeitig vor Baubeginn geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen
wird verwiesen.

Wertminderungsanspruche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschiitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils glltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive Larmschutzmaf3nahmen am Geb&ude richtet sich nach den in der
16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchV) vom

12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren
dem Grunde nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch auf3erhalb des Verfahrens
mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zuriickzuweisen.
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Zu 10:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaf3nahmen fir die Bochumer Stral3e,
Gartenheimgebiet Ochtum, ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorge-
nommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges
grundsatzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach 8§ 2 dieser Verordnung sicherzustellen.
Die Planung und Ausfiihrung der aktiven La&rmschutzmalinahmen sind nach den tatséchlichen
Madoglichkeiten, der Effektivitat und der VerhaltnisméaRigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive
Mafinahme. Unter Bertcksichtigung dieser Grundsétze wurde der aktive Schallschutz mit
Wandhohen von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt.

Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser aktiven MafRnahme sind auch weitere Randaspekte,
wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und Landschaftspflege, in die Planung einzubeziehen.
Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in
das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.

In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fir die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Ab&nderung
der Planunterlagen eine Erh6hung der Larmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der Verhaltnismafigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m H6he unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wanden tberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erh6hung auf 5 m nicht
durchfuihrbar. Ferner wirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des
Baulasttragers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmundung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis gepriift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer StralRe /
Iserlohner Stral3e keine weitergehenden Anspriche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen SchallschutzmalRnahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfiigig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Stral3enzug liegt in der
GroRenordnung der fiir das Bremer Stral3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschitterungen, sind
nach dem aktuellen Stand der ausfihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die vor-
handenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende Regelungen in
den abzuschlieRenden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die Durchfiihrung eines
Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor Baubeginn
geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen wird verwiesen.

Wertminderungsanspriiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfiigten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils giltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalBhahmen am Gebaude richtet sich nach den in der

16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren dem
Grunde nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch aufRerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabenstrager zu regein.
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Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.

Zu 11:

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalRnahmen am Gebaude und fir den Aul3enbereich richtet
sich nach den in der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(BImSchV) vom 12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungs-
verfahren dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren ist jedoch nicht Gegenstand der
Planfeststellung. Forderungen missen aul3erhalb des Verfahrens bei dem Vorhabenstrager gestellt
werden.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekdmpfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bauldrm in der jeweils giltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten. Ferner werden durch die Gestaltung der
Bauvertrage eventuell entstehende Belastungen minimiert.

Wertminderungsansprtiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zurtckzuweisen.

Zu 12:

Ein Anspruch auf passive Larmschutzmal3Bhahmen am Gebaude und fiir den Aul3enbereich richtet
sich nach den in der 16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfest-
stellungsverfahren dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren ist jedoch nicht
Gegenstand der Planfeststellung. Forderungen missen auf3erhalb des Verfahrens bei dem
Vorhabenstrager gestellt werden.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschiitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils giltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten. Ferner sind durch die Gestaltung der
Bauvertrage eventuell entstehende Belastungen zu minimieren.

Entschadigungen und Wertminderungen sind nicht Gegenstand eines Planfeststellungsverfahrens .
Diese sind au3erhalb des Verfahrens mit de Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.

Zu 13:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaflinahmen fir die Bochumer Stral3e,
Gartenheimgebiet Ochtum, ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vor-
genommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrs-
weges grundsatzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicher-
zustellen. Die Planung und Ausfuhrung der aktiven Larmschutzmafinahmen sind nach den tatséach-
lichen Mdglichkeiten, der Effektivitat und der Verhaltnismafigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die
aktive MaRnahme. Unter Bertcksichtigung dieser Grundsatze wurde der aktive Schallschutz mit
Wandhohen von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat
dieser aktiven MalRnahme sind auch weitere Randaspekte, wie Belange des Stadtebaus, der
Gestaltung und der Landschaftspflege, in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larm-
schutzwand wurde daher darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Land-
schaftsbild minimiert wird.
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In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der LArmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erhéhung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismanRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m H6he unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wéanden Uberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erh6hung der Larmschutzwéande auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des
Baulasttragers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmindung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis gepruft, dass sich fiir das Wohngebiet Bochumer Stral3e /
Iserlohner StralRe keine weitergehenden Anspriiche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmal3Bnahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfiigig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmafinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Stral3enzug liegt in der
GroRenordnung der fiir das Bremer Stralennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Sché&den durch Erschtterungen, sind
nach dem aktuellen Stand der ausfihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die vor-
handenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende Regelungen in
den abzuschlielienden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die Durchfiihrung eines
Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor Baubeginn
geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen wird verwiesen.

Wertminderungsansprtiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und zu betrieben werden, dass sie dem Stand der
Technik zur Bekdmpfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevolkerung ist die
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils giltigen Fassung zu
beachten. Die entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalBhahmen am Gebaude richtet sich nach den in der

16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchV) vom 12. Juni
1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren dem Grunde
nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch aulRerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabenstréger zu regeln.

Fur die Abwicklung der Baumafinahme, Herstellung der Schragseilbriicke, ist es unumgéanglich, eine
Umleitungsstral3e zwischen der Dortmunder Stral3e und dem Flughafendamm Uber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wahrend der BaumalRhahme voriibergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive Larmschutzmaf3nahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter SchutzmafRnahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Baularm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfugt.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.
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Zu 14:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaf3nahmen fir die Bochumer Stral3e,
Gartenheimgebiet Ochtum, ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vor-
genommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (16. BImSchV) ist beim Neubau eines Verkehrsweges grundsatzlich die
Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicherzustellen. Die Planung und
Ausfuihrung der aktiven Larmschutzmal3nahmen sind nach den tatsachlichen Méglichkeiten, der
Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive Malinahme. Unter
Berticksichtigung dieser Grundsétze wurde der aktive Schallschutz mit Wandhdhen von 3,0 m in den
Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser aktiven Malinahme sind
auch weitere Randaspekte wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und der Landschaftspflege
in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher darauf abgestimmit,
dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.

In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Ab&nderung
der Planunterlagen eine Erh6hung der Larmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erhéhung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der Verhaltnismafigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m H6he unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wanden tberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erh6hung auf 5 m nicht
durchfuihrbar. Ferner wirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des
Baulasttrégers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmiindung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis gepriift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer Stral3e /
Iserlohner StralRe keine weitergehenden Anspriiche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmalinahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfligig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Straf3enzug liegt in der
GroRenordnung der fur das Bremer Straf3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschitterungen, sind
nach dem aktuellen Stand der ausfiihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die vor-
handenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende Regelungen in
den abzuschlieRenden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die Durchfiihrung eines
Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor Baubeginn
geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen wird verwiesen.

Wertminderungsanspruche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und zu betrieben werden, dass sie dem Stand der
Technik zur Bekampfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulérm in der jeweils gultigen Fassung zu
beachten. Die entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive Larmschutzmaf3nahmen am Geb&ude richtet sich nach den in der

16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren dem
Grunde nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch auRerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabenstrager zu regeln.
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Fur die Abwicklung der Baumaflinahme, Herstellung der Schragseilbriicke, ist es unumganglich, eine
Umleitungsstraf3e zwischen der Dortmunder Strae und dem Flughafendamm tber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wéhrend der Baumalinahme vortubergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive Larmschutzmaf3nahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter SchutzmafRnahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Bauléarm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfiigt.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.

Zu 15:

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalRnahmen am Gebaude und fir den Aul3enbereich richtet
sich nach den in der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(BImSchV) vom 12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungs-
verfahren dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren ist jedoch nicht Gegenstand der
Planfeststellung. Forderungen missen aul3erhalb des Verfahrens bei dem Vorhabenstrager gestellt
werden.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und zu betrieben werden, dass sie dem Stand der
Technik zur Bekampfung von Erschiitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils gultigen Fassung zu
beachten. Die entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten. Ferner sind durch die Gestaltung
der Bauvertrage eventuell entstehende Belastungen zu minimieren.

Wertminderungsansprtiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zurlickzuweisen.

Zu 16:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaflinahmen fir die Bochumer Stral3e,
Gartenheimgebiet Ochtum, ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vor-
genommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrs-
weges grundsatzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach 8 2 dieser Verordnung sicher-
zustellen. Die Planung und Ausfihrung der aktiven Larmschutzmal3nahmen sind nach den tat-
sachlichen Mdglichkeiten, der Effektivitat und der Verhaltnismafigkeit abzustimmen. Vorrang hat
hier die aktive MalRBnhahme. Unter Bertcksichtigung dieser Grundsatze wurde der aktive Schallschutz
mit Wandhohen von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen
Effektivitat dieser aktiven MalRhahme, sind auch weitere Randaspekte wie Belange des Stadtebaus,
der Gestaltung und der Landschaftspflege in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larm-
schutzwand wurde daher darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Land-
schaftsbild minimiert wird.

In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der LArmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismanRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Héhe unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wéanden Uberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erh6hung der Larmschutzwéande auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.
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Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des
Baulasttréagers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmindung der verlegten Georg-Wulf-Straf3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis gepriift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer Stral3e /
Iserlohner Stral3e keine weitergehenden Anspriiche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmalinahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfiigig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Straflenzug liegt in der
GroRenordnung der fur das Bremer Straf3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschitterungen, sind
nach dem aktuellen Stand der ausfiihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die vor-
handenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende Regelungen in
den abzuschlieRenden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die Durchfiihrung eines
Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor Baubeginn
geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen wird verwiesen.

Wertminderungsanspruche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfigten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und zu betrieben werden, dass sie dem Stand der
Technik zur Bekampfung von Erschiitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulérm in der jeweils gultigen Fassung zu
beachten. Die entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalRBhahmen am Gebdaude richtet sich nach den in der

16. Verordnung zur Durchftihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchV) vom 12. Juni
1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren dem Grunde nach
festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch auf3erhalb des Verfahrens mit dem Vorhabenstrager
zu regeln.

Fur die Abwicklung der Baumalinahme, Herstellung der Schrégseilbriicke, ist es unumganglich, eine
Umleitungsstraf3e zwischen der Dortmunder Strae und dem Flughafendamm tber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wéhrend der Baumalinahme vortubergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive Larmschutzmafnahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter SchutzmalRBhahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Baularm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfiigt.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.

Zu 17:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaf3nahmen fir die Bochumer Straf3e /
Gartenheimgebiet Ochtum ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorgenommen
worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges grund-
satzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicherzustellen. Die
Planung und Ausfiuihrung der aktiven LarmschutzmalBnahmen sind nach den tatsachlichen Mdglich-
keiten, der Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive MaR3-
nahme. Unter Beriicksichtigung dieser Grundsatze wurde der aktive Schallschutz mit Wandhéhen
von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser aktiven
Mafl3nahme sind auch weitere Randaspekte wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und der
Landschaftspflege in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher
darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.
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In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der LArmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erhéhung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismanRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m H6he unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wéanden Uberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erh6hung der Larmschutzwéande auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des
Baulasttragers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmindung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis geprift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer Stralie /
Iserlohner StralRe keine weitergehenden Anspriiche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmal3hahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfligig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kdnnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Strafl3enzug liegt in der
GroRenordnung der fir das Bremer Stral3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschitterungen,

sind nach dem aktuellen Stand der ausfiihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die
vorhandenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende
Regelungen in den abzuschlieRenden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die
Durchfiihrung eines Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden
rechtzeitig vor Baubeginn geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen
wird verwiesen.

Wertminderungsanspruche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfigten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevolkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bauldrm in der jeweils glltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalRBhahmen am Gebdaude richtet sich nach den in der
16. Verordnung zur Durchflihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchV) vom

12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und werden im Planfeststellungsverfahren
dem Grunde nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch auf3erhalb des Verfahrens
mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Fur die Abwicklung der Baumafnahme, Herstellung der Schréagseilbriicke, ist es unumgéanglich, eine
UmleitungsstralRe zwischen der Dortmunder Straf3e und dem Flughafendamm Uber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wahrend der BaumalRhahme voriibergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive LarmschutzmalRnahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter Schutzmalinahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Baularm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfiigt.

Die Sicherheitsvorkehrungen fur FuRganger / Kinder fir die wahrend der Bauphase erforderlichen
Provisorien fur den Ful3- und Radverkehr werden mit der Verkehrbehdrde und der Polizei
abgestimmt. Nach Abschluss der MalRnahmen werden die heute vorhandenen Wegebeziehungen
nicht verschlechtert, vielmehr erfolgt eine Verbesserung. Im Zuge der Richard-Dunkel-Stral3e wird
ein nordlich der Neuenlander Wasserlose abgesetzter eigenstandiger Rad- und Gehweg neu
gebaut. Ein gefahrloses Erreichen der DuckwitzstralRe ist dann mdglich.
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Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.

Zu 18:

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalRnahmen am Gebaude und fir den Aul3enbereich richtet
sich nach den in der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(BImSchV) vom 12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungs-
verfahren dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren ist jedoch nicht Gegenstand der
Planfeststellung. Forderungen missen aul3erhalb des Verfahrens bei dem Vorhabenstrager gestellt
werden.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekdmpfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bauldrm in der jeweils giltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten. Ferner sind durch die Gestaltung der
Bauvertrage eventuelle entstehende Belastungen zu minimieren.

Entschadigungen und Wertminderungen sind nicht Gegenstand eines Planfeststellungsverfahrens.
Diese sind auRRerhalb des Verfahrens mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.

Zu 19:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzma3nahmen fir die Iserlohner Stral3e /
Gartenheimgebiet Ochtum ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorgenommen
worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges grund-
satzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicherzustellen. Die
Planung und Ausfiihrung der aktiven LArmschutzmalRnahmen sind nach den tatsachlichen Moglich-
keiten, der Effektivitat und der Verhaltnismafigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive Mal3-
nahme. Unter Beriicksichtigung dieser Grundsatze wurde der aktive Schallschutz mit Wandhéhen
von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser aktiven
Mafinahme sind auch weitere Randaspekte wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und der
Landschaftspflege in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher
darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.

In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fir die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Ab&nderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der Larmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismanRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Héhe unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wéanden Uberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erh6hung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Auf der Stdseite der A 281 endet die vorgesehene Larmschutzwand ca. 260 m westlich des Grund-
stiicks der Einwender. Bezogen auf das Wohngrundstiick betragt die mindestens erforderliche Uber-
standslange der Larmschutzwand 200 m. Mit der vorgesehenen Wandhohe und der Uberstands-
lange wird die maximale Pegelminderung erreicht. Da mit 60 m Mehrlange bereits eine héhere
Dimensionierung erfolgt, ist eine nochmalige Verlangerung der Larmschutzwand nach Westen nicht
begrindbar. Bei der schalltechnischen Berechnung fiir die erforderliche Uberstandslange und
Wandhothe wurde die Abschirmwirkung des Betriebsgebaudes der Firma Melitta in Bau-km 1+800
-Sldseite- berlicksichtigt. Sollte das Betriebsgebaude derart verandert werden, dass die der A 281
zugewandte Gebaudeseite das Niveau der Larmschutzwand (bezogen auf m UNN) unterschreitet,
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muss vom Vorhabenstrager sichergestellt werden, dass sich die Larmeinwirkungen von der A 281
auf das Wohnhaus der Einwender nicht erhéhen. Die entsprechende Zusage ist vom Vorhabens-
trager erfolgt.

Die unterschiedlichen Pegelminderungen an der dstlichen und westlichen Gebaudeseite werden im
Wesentlichen durch Schallreflexionen der in unmittelbarer Nachbarschaft vorhandenen Bebauung
verursacht. Bei der Berechnung sind die umliegenden Gebaude und damit auch die entstehenden
Reflexionen beriicksichtigt worden. Da sich unmittelbar suidwestlich des Wohngeb&udes Iserlohner
Stral3e 4 im Gegensatz zu den Nachbargrundstiicken kein weiteres Wohnhaus befindet, welches
den Schalleintrag von der A 281 wirkungsvoll reflektieren kénnte, wird an der stidwestlichen Haus-
seite des Objekts der Immissionsgrenzwert fir Wohngebiete tagsiiber und nachts eingehalten. Dem
gemal besteht dort nach den gesetzlichen Bestimmungen der 16. BImSchV kein Anspruch auf
passive LarmschutzmaRnahmen. Im sidlich angrenzenden Gartenbereich wird aufgrund der
Abschirmung durch das Wohnhaus der Immissionsgrenzwert flir Wohngebiete tagsiber eingehalten,
so dass auch hier kein Anspruch auf eine AuRenwohnbereichsentschadigung besteht. Eine Nach-
berechnung des Vorhabenstragers fur den stidwestlichen Grundsticksbereich hat eine Unter-
schreitung des Tagesgrenzpegelwertes um 5 dB(A) ergeben.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmindung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis geprift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer Stralie /
Iserlohner StralRe keine weitergehenden Anspriiche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmalinahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfiigig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Stral3enzug liegt in der
GroRenordnung der fir das Bremer Stral3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme. Ein Schutz
vor dem Verkehrslarm auf der StraRe Flughafendamm aufgrund des Neubaus der A 281 ist nicht
mdglich, da nur der von der neuen Autobahn ausgehende Larm zu berlicksichtigen ist. Eine
Larmschutzwand am Flughafendamm wirde die Situation fur die Bochumer Straf3e nicht wesentlich
verbessern, weil durch die offen zu haltende Bochumer Stral3e ein Schalltrichter entstehen wirde.

Larmschutzwande sind im Bau so auszufuihren, dass das erforderliche Schallddmmmal’ erreicht
wird. Die geplanten Glaswénde weisen ein ausreichendes Flachengewicht aus, um das erforderliche
Schallddammmal von mindestens 25 dB(A) sicher zu erreichen. Reflexionen sind in die schall-
technische Untersuchung eingeflossen. Insofern sind die vorgesehen Schallschutzwénde und

die dadurch bedingten Pegelminderungen nach den gesetzlichen Vorschriften bemessen.

Eine hochabsorbierende Wand auf der Nordseite wirde lediglich eine Pegelminderung von

0,5 dB(A) zur Folge haben. Mithin ist eine Ausflihrung dieser Art nicht vorrangig, da 0,5 dB(A) fir
das menschliche Ohr unhérbar sind.

Bei dem Bau von Larmschutzwanden ist zu beachten, dass das Lichtraumprofil an der Stral3e frei
gehalten wird. Eine Abschragung der 4,0 m hohen Larmschutzwand nach innen ist nicht méglich, da
im Zuge des Neubaus der A 281 auf die Anlage eines Standstreifens verzichtet wird. Das fur den
Verkehr freizuhaltende Lichtraumprofil muss daher eine Hohe von mindestens 4,5 m betragen. Eine
Abschragung wirde in dieses Lichtraumprofil seitlich wie hbhenmaRig hineinragen. Insofern scheidet
diese technische Mdglichkeit aus. Eine Abschragung nach auf3en wiirde die wirksame Hohe der
Schallschutzwand verringern.

Ob ein notwendiger Larmschutz durch den Bau der A 281 auch durch eine Tunnelldsung der Trasse
erreicht werden kann, wurde im Verlauf der Planung geprtft. Aufgrund der unverhaltnismaRig hohen
Kosten fur den Bau und die Unterhaltung des betreffenden Autobahnabschnitts war diese
Ausfiihrung zu verwerfen. (siehe Variantenvergleich S.44/46)

Larmmindernder Belag, sog. Fliisterasphalt, ist aus technischen Griinden im Bereich von Briicken-
bauwerken nicht einbaubar. Da der Neubau der A 281 in Gberwiegender Streckenldnge in Hochlage
verlauft, ist ein larmmindernder Belag daher nicht verwendbar.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalBnahmen am Gebaude und fir den Auf3enbereich richtet
sich nach den in der 16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfest-
stellungsverfahren dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren ist jedoch nicht
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Gegenstand der Planfeststellung. Forderungen missen auf3erhalb des Verfahrens bei dem
Vorhabenstrager gestellt werden.

Eine sich auf die vorhandenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch
entsprechende Regelungen in den abzuschlielBenden Bauvertrdgen ausgeschlossen. Zusatzlich
werden Peilbrunnen gesetzt und wéhrend der Bauzeit regelmafig kontrolliert. Durch die verflgten
Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und insbesondere die
Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik zur Bekampfung
von Erschitterungen entsprechen, so dass mit Schaden durch Erschitterungen auf benachbarten
Grundstlcken nicht zu rechnen ist. Zur Kontrolle ist die Durchfiihrung eines Beweissicherungs-
verfahrens vorgesehen. In den Nebenbestimmungen zum Planfeststellungsbeschluss ist die Auflage
aufgenommen, dass vor Durchfiihrung der Bauarbeiten Beweissicherungsverfahren durchzufiihren
sind. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor Baubeginn geklart und mit den Beteiligten
abgestimmt.

Fur die Abwicklung der Baumalinahme, Herstellung der Schrégseilbriicke, ist es unumganglich, eine
UmleitungsstralRe zwischen der Dortmunder Straf3e und dem Flughafendamm Uber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wéhrend der Baumalinahme vortubergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive Larmschutzmafnahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter SchutzmalRBhahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Bauldrm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfiigt.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zuriickzuweisen.

Zu 20:

Die Bemessung der aktiven und passiven SchallschutzmaflZnahmen fir die Iserlohner Stral3e,
Gartenheimgebiet Ochtum, ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorge-
nommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (16. BImSchV) ist beim Neubau eines Verkehrsweges grundséatzlich die
Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicherzustellen. Die Planung und
Ausfuhrung der aktiven LarmschutzmaRhahmen sind nach den tatsadchlichen Mdglichkeiten, der
Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive Mal3hahme. Unter
Bertlicksichtigung dieser Grundsétze wurde der aktive Schallschutz mit Wandhdhen von 3,0 m in den
Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser aktiven MalRnahme sind
auch weitere Randaspekte wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und der Landschaftspflege
in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher darauf abgestimmt,
dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.

In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der LArmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Héhe unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wéanden Uberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erh6hung der Larmschutzwéande auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des Bau-
lasttréagers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV.
Hiernach ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.
Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmindung der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis geprift, dass sich fir das Wohngebiet Bochumer Stralie /
Iserlohner StralRe keine weitergehenden Anspriiche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
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der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmaflinahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfiigig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kénnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Stral3enzug liegt in der
GrofRenordnung der fur das Bremer Straf3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschitterungen,

sind nach dem aktuellen Stand der ausfiihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die
vorhandenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende
Regelungen in den abzuschlieRenden Bauvertrdgen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die Durch-
fuhrung eines Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor
Baubeginn geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen wird verwiesen.

Wertminderungsanspruche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils glltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive Larmschutzmaf3nahmen am Geb&ude richtet sich nach den in der

16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchV) vom

12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren dem
Grunde nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch auRerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabenstréager zu regeln.

Fur die Abwicklung der Baumaflinahme, Herstellung der Schragseilbriicke, ist es unumganglich, eine
UmleitungsstralRe zwischen der Dortmunder Stral3e und dem Flughafendamm Uber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wahrend der BaumalRhahme voriibergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive LarmschutzmalRnahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter SchutzmalRnhahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Baularm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfugt.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zurickzuweisen.

Zu 21:

Die Bemessung der aktiven und passiven SchallschutzmaflRnahmen fir die Iserlohner Stral3e,
Gartenheimgebiet Ochtum, ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorge-
nommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges
grundsatzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach 8§ 2 dieser Verordnung sicherzustellen.
Die Planung und Ausfihrung der aktiven La&rmschutzmaRhahmen sind nach den tatsachlichen
Madoglichkeiten, der Effektivitat und der VerhéltnisméaRigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive
MaRnahme. Unter Beruicksichtigung dieser Grundsatze wurde der aktive Schallschutz mit Wand-
héhen von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser
aktiven MalRnahme sind auch weitere Randaspekte wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung
und der Landschaftspflege in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand
wurde daher darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild
minimiert wird.

In Abwéagung der eingegangenen Einwendungen, die LArmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der Larmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusétzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der Verhaltnismafigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Hohe unterschritten und die Nachtwerte auch bei hdheren Wanden tberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
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durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer splrbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des Baulast-
tragers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16. BImSchV. Hiernach
ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss.

Im Streckenzug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der
Einmindung der verlegten Georg-Wulf-Straf3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den
Planunterlagen mit dem Ergebnis gepruft, dass sich fiir das Wohngebiet Bochumer Stral3e /
Iserlohner StralRe keine weitergehenden Anspriche im Vergleich zu den schon durch den Neubau
der durchgehenden Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmal3nahmen ergeben. Auch wenn
sich durch den Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfiigig erhdhte Verkehrs-
belastungen des Flughafendamms ergeben kdnnen, 16st dieses nicht automatisch einen Anspruch
auf Schallschutzmaflinahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Straldenzug liegt in der
GroRRenordnung der fir das Bremer Stral3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschitterungen, sind
nach dem aktuellen Stand der ausfiihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die vor-
handenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende Regelungen in
den abzuschlieBenden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die Durchfiihrung eines
Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor Baubeginn
geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen wird verwiesen.

Wertminderungsansprtiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfigten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschiitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevolkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils giltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalBhahmen am Gebdaude richtet sich nach den in der

16. Verordnung zur Durchfuhrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchV) vom

12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren dem
Grunde nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch auRerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabenstrager zu regeln.

Fur die Abwicklung der Baumalinahme, Herstellung der Schragseilbriicke, ist es unumganglich, eine
Umleitungsstraf3e zwischen der Dortmunder Strae und dem Flughafendamm Uber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wahrend der BaumaRhahme voriibergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive Larmschutzmaf3nahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter SchutzmafRnahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Baularm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfiigt.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese
zuruckzuweisen.

Zu 22:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzma3nahmen fir die Iserlohner Stral3e,
Gartenheimgebiet Ochtum, ist nach den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorge-
nommen worden. Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges
grundsatzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicherzustellen.
Die Planung und Ausfiihrung der aktiven La&rmschutzmalinahmen sind nach den tatséchlichen
Maglichkeiten, der Effektivitat und der Verhaltnismagigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive
Mafinahme. Unter Berlcksichtigung dieser Grundsatze wurde der aktive Schallschutz mit Wand-
héhen von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitat dieser
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aktiven MaRnahme sind auch weitere Randaspekte wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung
und der Landschaftspflege in die Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand
wurde daher darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild
minimiert wird.

In Abwéagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fir die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abé&nderung
der Planunterlagen eine Erh6hung der LArmschutzwéande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Hohe unterschritten und die Nachtwerte auch bei hdheren Wanden tberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfiihrbar. Ferner wirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Die Voraussetzung fir die Gewahrung von Schallschutz am Flughafendamm zu Lasten des Baulast-
tragers richtet sich nach dem BImSchG 88 41 und 42 in Verbindung mit der 16.BImSchV. Hiernach
ist es zwingend erforderlich, dass ein erheblicher baulicher Eingriff gegeben sein muss. Im Strecken-
zug des Flughafendamms erfolgt ein erheblicher baulicher Eingriff nur im Bereich der Einmindung
der verlegten Georg-Wulf-Stral3e. Dieser bauliche Eingriff ist schalltechnisch in den Planunterlagen
mit dem Ergebnis gepruft, dass sich flr das Wohngebiet Bochumer Stral3e / Iserlohner Straf3e keine
weitergehenden Anspriche im Vergleich zu den schon durch den Neubau der durchgehenden
Strecke der A 281 erforderlichen Schallschutzmalinahmen ergeben. Auch wenn sich durch den
Neubau der A 281 im Vergleich zum heutigen Zustand geringfugig erhohte Verkehrsbelastungen
des Flughafendamms ergeben kdnnen, I6st dieses nicht automatisch einen Anspruch auf Schall-
schutzmafRnahmen aus. Die Verkehrszunahme auf diesem Stral3enzug liegt in der GréRenordnung
der fir das Bremer Straf3ennetz allgemein prognostizierten Zunahme.

Baubedingte Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung, Schaden durch Erschiitterungen, sind
nach dem aktuellen Stand der ausfiihrenden Technik nicht zu erwarten. Eine sich auf die vor-
handenen Gebaude auswirkende Grundwasserabsenkung wird durch entsprechende Regelungen in
den abzuschlieRenden Bauvertragen ausgeschlossen. Zur Kontrolle ist die Durchfiihrung eines
Beweissicherungsverfahrens vorgesehen. Einzelheiten hierzu werden rechtzeitig vor Baubeginn
geklart und mit den Beteiligten abgestimmt. Auf die Nebenbestimmungen wird verwiesen.

Wertminderungsanspriiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschiitterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulérm in der jeweils glltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalBhahmen am Gebaude richtet sich nach den in der

16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchV) vom

12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungsverfahren dem
Grunde nach festgestellt. Eine Anspruchserhebung ist jedoch auRerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabenstrager zu regeln.

Fur die Abwicklung der Baumalinahme, Herstellung der Schrégseilbriicke, ist es unumganglich, eine
Umleitungsstral3e zwischen der Dortmunder Straf3e und dem Flughafendamm Uber die hier liegende
Gleistrasse einzurichten, um den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht zu
erhalten. Dem wahrend der BaumaRRnahme voriibergehenden Anstieg des Verkehrslarmpegels wird
durch entsprechende aktive Larmschutzmafnahmen entgegengetreten.

Die Einrichtung geeigneter SchutzmalRBhahmen ist als Auflage zum Schutz gegen Baularm in
den Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses verfiigt.

Soweit die Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, war diese daher
zurlickzuweisen.
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Zu 23:

Ob ein notwendiger Larmschutz durch den Bau der A 281 auch durch eine Tunnellésung der Trasse
erreicht werden kann, wurde im Verlauf der Planung gepruft. Aufgrund der unverhaltnismafig hohen
Kosten fur den Bau und die Unterhaltung des betreffenden Autobahnabschnitts war diese
Ausflhrung zu verwerfen. (siehe Variantenvergleich S.44/46)

Ein Anspruch auf passive Larmschutzmal3Bhahmen am Gebaude und fiir den Aul3enbereich richtet
sich nach den in der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(BImSchV) vom 12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungs-
verfahren dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren ist jedoch nicht Gegenstand der
Planfeststellung. Forderungen mussen aufRerhalb des Verfahrens bei dem Vorhabenstrager gestellt
werden.

Durch die verfugten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekdmpfung von Erschutterungen entsprechen. Zum Schutz der Bevolkerung ist die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm in der jeweils giltigen Fassung zu beachten. Die
entsprechenden Immissionswerte sind einzuhalten. Ferner sind durch die Gestaltung der Bau-
vertrage eventuelle entstehende Belastungen zu minimieren.

Wertminderungsansprtiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zurtickzuweisen.

Zu 24:

Bei der Larmberechnung fiir die Essener Stral3e wurden die bedingten Schallreflexionen durch den
Weg zwischen Haus Nr. 45 und 47 und der Windeinfluss in der schalltechnischen Berechnung
berlcksichtigt. Fur die zur A 281 hingewandte Hausseite kdnnen demnach passive Schallschutz-
mafinahmen in Betracht kommen. Fir die Gartenanlage kommt eine AuRenwohnbereichs-
entschadigung nicht in Betracht, da der Tagesgrenzwert durch den gro3en Abstand zur A 281
unterschritten wird.

Fur die Beurteilung der Luftschadstoffe wurden im Rahmen der Planung Untersuchungen durch-
gefuhrt. Danach ist festzustellen, dass die RuR-Gesamtbelastung von 1,1 auf 1,2 ug/m? steigen wird.
Der in der 23. BImSchV firr RuB definierte Konzentrationswert betragt 8 pg/m? (Jahresmittelwert).
Die NO,-Gesamtbelastung steigt von 64,8 png/m?® auf maximal 68,2 ug/m?*. Der Grenzwert hierfiir
betragt 160 pg/m°. Bei den aufgefiihrten Werten sind immer die zukiinftigen Verkehrsbelastungen
der A 281 fur die Realisierungsstufe 3 (Netzschluss mit Weserquerung), also der ungunstigste Fall,
zu Grunde gelegt. Wahrend bei der Benzol-Gesamtbelastung mit 0,7 ug/m*® (Grenzwert = 10 pg/m®)
praktisch keine Veranderung eintritt, ist festzustellen, dass sich die Rul3-Gesamtbelastung und die
NO,-Gesamtbelastung geringfiigig erhéht ohne jedoch die Grenzwerte zu Uberschreiten. Bei Rul
werden ca. 15% und bei NO, ca. 42% des Grenzwertes erreicht.

Wertminderungsanspriiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.

Zu 25:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmalinahmen fir die Essener Stral3e ist nach
den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorgenommen worden. Nach den Bestimmungen
der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges grundsatzlich die Einhaltung der
Immissionsgrenzwerte nach § 2 dieser Verordnung sicherzustellen. Die Planung und Ausfiihrung der
aktiven LarmschutzmalRnahmen sind nach den tatsachlichen Mdglichkeiten, der Effektivitat und der
VerhaltnismaRigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive MalRhahme. Unter Beriicksichtigung
dieser Grundsétze wurde der aktive Schallschutz mit Wandhdhen von 3,0 m in den Planunterlagen
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festgelegt. Neben der schalltechnischen Effektivitéat dieser aktiven Mal3hahme, sind auch weitere
Randaspekte wie Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und der Landschaftspflege in die
Planung einzubeziehen. Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher darauf abgestimmt, dass
der gegebene Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.

In Abwéagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fir die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abé&nderung
der Planunterlagen eine Erh6hung der LArmschutzwéande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Hohe unterschritten und die Nachtwerte auch bei hdheren Wanden tberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfiihrbar. Ferner wirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erhéhung der Larmschutzwénde auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Fur die Beurteilung der Luftschadstoffe wurden im Rahmen der Planung Untersuchungen durch-
gefuhrt. Danach ist festzustellen, dass die RuR-Gesamtbelastung von 1,1 auf 1,2 ug/m? steigen wird.
Der in der 23. BImSchV firr RuB definierte Konzentrationswert betragt 8 pg/m? (Jahresmittelwert).
Die NO,-Gesamtbelastung steigt von 64,8 png/m?® auf maximal 68,2 ug/m?*. Der Grenzwert hierfiir
betragt 160 pg/m°. Bei den aufgefiihrten Werten sind immer die zukiinftigen Verkehrsbelastungen
der A 281 fur die Realisierungsstufe 3 (Netzschluss mit Weserquerung), also der ungunstigste Fall,
zu Grunde gelegt. Wahrend bei der Benzol-Gesamtbelastung mit 0,7 ug/m*® (Grenzwert = 10 pg/m®)
praktisch keine Veranderung eintritt, ist festzustellen, dass sich die Rul3-Gesamtbelastung und die
NO,-Gesamtbelastung geringfiigig erhéht ohne jedoch die Grenzwerte zu Uberschreiten. Bei Rul
werden ca. 15% und bei NO, ca. 42% des Grenzwertes erreicht.

Wertminderungsanspriiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.

Zu 26:

Durch die verfigten Auflagen und Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass die Baustelle und
insbesondere die Baumaschinen so errichtet und betrieben werden, dass sie dem Stand der Technik
zur Bekampfung von Erschiitterungen entsprechen. Mit Schaden durch Erschitterungen auf
benachbarten Grundstiicken ist nicht zu rechnen. Zur Kontrolle ist, wie in den Nebenbestimmungen
des Planfeststellungsbeschlusses ausgefiihrt, die Durchfihrung eines Beweissicherungsverfahrens
durchzufiihren. Einzelheiten hierzu werden auf3erhalb des Verfahrens vor Baubeginn mit den
Beteiligten abgestimmt. Zum Schutz der Bevélkerung ist die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum
Schutz gegen Baularm in der jeweils guiltigen Fassung zu beachten. Die entsprechenden
Immissionswerte sind einzuhalten. Ferner sind durch die Gestaltung der Bauvertrage eventuell
entstehende Belastungen zu minimieren.

Wertminderungsansprtiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Ein Anspruch auf passive LarmschutzmalRnahmen am Geb&aude und fur den Au3enbereich richtet
sich nach den in der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(BImSchV) vom 12. Juni 1990 festgelegten Immissionsgrenzwerten und wird im Planfeststellungs-
verfahren dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren ist jedoch nicht Gegenstand der
Planfeststellung. Forderungen missen aul3erhalb des Verfahrens bei dem Vorhabenstrager gestellt
werden.

Der Grundwasserspiegel der Neuenlander Wasserlose wird durch den Bau der A 281 nicht
verandert und beibehalten. Die heute in der Wasserlose vorhandenen Stauhéhen werden auch
zukunftig wieder hergestellt. Langfristig wird eine Verbesserung der Wasserqualitat angestrebt. Die
vorgesehene Offnung der Neuenlander Wasserlose stellt den ersten Schritt dar.
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Eine Zunahme des Verkehrs in der Essener Stral3e nach Fertigstellung der A 281 wird nicht
eintreten, da der heutige Schleichverkehr durch Verkehrsprobleme im Zuge der Neuenlander Stral3e
bedingt ist. Diesen Schleichverkehr wird es zukiinftig nicht mehr geben, da die A 281 einen
wesentlich flissigeren Verkehrsablauf ermdglicht. Fir Mal3hahmen einer Verkehrsberuhigung in der
Essener Stral3e ist nicht die Bundesrepublik Deutschland als Baulasttrager der A 281 zustandig,
sondern die Stadtgemeinde Bremen als Baulasttrager der Gemeindestrale.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.

Zu 27:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmaflinahmen fir die Essener Straf3e ist nach
den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorgenommen worden. Nach den Bestimmungen
der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (16. BImSchV) ist beim
Neubau eines Verkehrsweges grundsatzlich die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte nach § 2
dieser Verordnung sicherzustellen. Die Planung und Ausfiihrung der aktiven Larmschutzmal3-
nahmen sind nach den tatsadchlichen Moglichkeiten, der Effektivitat und der VerhaltnismaRigkeit
abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive MalRhahme. Unter Berlicksichtigung dieser Grundsatze
wurde der aktive Schallschutz mit Wandhohen von 3,0 m in den Planunterlagen festgelegt. Neben
der schalltechnischen Effektivitat dieser aktiven MaRnahme sind auch weitere Randaspekte wie
Belange des Stadtebaus, der Gestaltung und der Landschaftspflege in die Planung einzubeziehen.
Die Gestaltung der Larmschutzwand wurde daher darauf abgestimmt, dass der gegebene Eingriff in
das Stadt- und Landschaftsbild minimiert wird.

In Abwagung der eingegangenen Einwendungen, die Larmschutzwand zu erhéhen, um eine noch
wirksamere Pegelminderung fur die umliegende Wohnbebauung zu erreichen, wurde in Abanderung
der Planunterlagen eine Erhéhung der LArmschutzwande auf 4,0 m festgelegt. Die Neuberechnung
des Beurteilungspegels ergab eine zusatzliche Pegelminderung von 2,5 dB(A). Eine Erh6hung auf
5,0 m wirde nicht mehr der Effektivitat und der VerhaltnismanRigkeit entsprechen, da die Tagwerte
bereits bei 3 m Héhe unterschritten und die Nachtwerte auch bei héheren Wéanden Uberschritten
werden. Auch in Anbetracht der besonderen statischen Probleme ist eine Erhéhung auf 5 m nicht
durchfuhrbar. Ferner wiirde der Eingriff in das Stadt- und Landschaftsbild eine erhebliche
Zerschneidungswirkung bewirken.

Die durch die Erh6hung der Larmschutzwéande auf 4,0 m berechnete und erzielte Minderung des
Gesamtpegels fuhrt zu einer spirbaren Entlastung der Anlieger.

Fur die Beurteilung der Luftschadstoffe wurden im Rahmen der Planung Untersuchungen durch-
gefiihrt. Danach ist festzustellen, dass die RuR-Gesamtbelastung von 1,1 auf 1,2 pg/m? steigen wird.
Der in der 23. BImSchV firr RuB definierte Konzentrationswert betragt 8 pg/m? (Jahresmittelwert).
Die NO,-Gesamtbelastung steigt von 64,8 png/m?® auf maximal 68,2 ug/m?*. Der Grenzwert hierfiir
betragt 160 pg/m°. Bei den aufgefiihrten Werten sind immer die zukiinftigen Verkehrsbelastungen
der A 281 fur die Realisierungsstufe 3 (Netzschluss mit Weserquerung), also der ungunstigste Fall,
zu Grunde gelegt. Wahrend bei der Benzol-Gesamtbelastung mit 0,7 ug/m*® (Grenzwert = 10 pg/m®)
praktisch keine Veranderung eintritt, ist festzustellen, dass sich die Ru3-Gesamtbelastung und die
NO,-Gesamtbelastung geringfiigig erhéht ohne jedoch die Grenzwerte zu Uberschreiten. Bei Rul
werden ca. 15% und bei NO, ca. 42% des Grenzwertes erreicht.

Wertminderungsanspriiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.

Zu 28:

Die Bemessung der aktiven und passiven Schallschutzmalinahmen fur den Wartumer Platz ist nach
den gesetzlichen Bestimmungen und Vorschriften vorgenommen worden. Nach den Bestimmungen
der 16. BImSchV ist beim Neubau eines Verkehrsweges grundsatzlich die Einhaltung der
Immissionsgrenzwerte nach 8 2 dieser Verordnung sicherzustellen.
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Die Planung und Ausfihrung der aktiven LarmschutzmalRhahmen sind nach den tatsachlichen
Mdglichkeiten, der Effektivitat und der Verhaltnismagigkeit abzustimmen. Vorrang hat hier die aktive
Mafinahme. Unter Berticksichtigung dieser Grundsétze wurde der aktive Schallschutz dimensioniert.

Zur Abschirmung der Wohnbebauung im Bereich Warturmer Platz auf der Nordseite der geplanten
A 281 ist eine aktive LA&rmschutzmalRnahme, bestehend aus einer Kombination Larmschutzwall und
Larmschutzwand, vorgesehen. Diese erstreckt sich vom Beginn der Baustrecke (Baukilometer
0+346) bis zur Bahnstrecke Oldenburg-Bremen (Baukilometer 0+760). Die Hohe der aktiven Larm-
schutzmalRnahme ist durchgehend mit 9 m UNN festgelegt. Auf die Hohenlage der A 281 bezogen
bedeutet dieses H6hen der Wand/Wall-Kombination zwischen 4,0 m und 6,5 m. Mit den
Abmessungen der aktiven Larmschutzeinrichtungen wird erreicht, dass die Larmschutzgrenzwerte
fur den Tag im Wohngebiet Warturmer Platz bis auf wenige Ausnahmen eingehalten bzw.
unterschritten werden.

Die nach der 16. BImSchV zu ermittelnden Immissionspegel beschreiben ausschlief3lich die durch
die geplante A 281 hervorgerufene Verkehrslarmbelastung. Eine schalltechnische Vorbelastung bei
dem Neubau einer Bundesfernstral3e kann nicht in Ansatz gebracht werden, so dass unter dem
Gesichtspunkt der Larmvorsorge allein die von der A 281 ausgehenden Schallpegel in die
Berechnung einflieBen. Das Wohngebiet Warturmer Platz muss somit schalltechnisch als unvor-
belastet gelten. Bei allen betroffenen schutzbedirftigen Objekten besteht jedoch ein mehr oder
weniger grol3er Einfluss weiterer Verkehrswege auf den Gesamtpegel der Verkehrslarm-
immissionen. Bei einer Betrachtung dieser schalltechnischen Situation ist festzustellen, dass schon
durch die Verlagerung der Verkehrsstrome von der Senator-Apelt-StralRe auf die geplante A 281 fiir
den sudlich gelegenen Teil der Bebauung Warturmer Platz ohne Bau der Larmschutzwand/- wall
Kombination eine wesentliche Verbesserung eintritt. Mit dem Bau der aktiven L&rmschutzmalRhahme
ist eine Reduzierung der Pegelwerte, bezogen auf das Wohngebiet Warturmer Platz, in der Grél3en-
ordnung von 3 bis 4,5 dB(A) zu erwarten.

Der Anspruch auf aktive und passive Larmschutzmal3nahmen richtet sich nach den in der

16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerten. Koénnen diese Grenzwerte nicht eingehalten
bzw. unterschritten werden, kann ein Anspruch auf passive Larmschutzmafnahmen am Gebaude
und / oder eine Entschadigung fur den Auf3enwohnbereich in Betracht kommen. Diese Anspriiche
werden im Planfeststellungsbeschluss nur dem Grunde nach festgestellt. Das Anspruchsverfahren
ist jedoch nicht Gegenstand der Planfeststellung. Forderungen missen aul3erhalb des Verfahrens
bei dem Vorhabenstrager gestellt werden.

Unter Beriicksichtigung der entwurfstechnischen Bedingungen, wie Radien und Héhen fur den
Bereich der Anschlussstelle Bremen-Neustadt, ist die durchgehende Strecke der A 281 soweit wie
moglich von der Senator-Apelt-Stral3e und damit von der Wohnbebauung abgertckt worden. Andere
im Vergleich aufgestellte Trassenvarianten sehen einen gréf3eren Eingriff in die Landschaft, wie zum
Beispiel die Verflillung des Hakenburger Sees und auch eine nédhere Lage der A 281 zur
Wohnbebauung, vor. (siehe Variantenvergleich S.44/46)

Der Eingriff durch den geplanten Bau der A 281 auf die Flora und Fauna ist in den Planunterlagen in
Einzelheiten bilanziert. Die dadurch bedingten AusgleichsmafRnahmen sind mit den zustandigen
Fachbehorden bewertet und abgestimmt, so dass diese insgesamt zu einem Ausgleich des Eingriffs
fuhren. Im Bereich der Wohnbebauung Warturmer Platz werden u.a. die Landschaftsbauwerke wie
auch der Larmschutzwall eingegrunt.

Wertminderungsanspriiche sind nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahren und sind deshalb
in einem nachgeordneten Verfahren mit dem Vorhabenstrager zu regeln.

Die Einwendung war daher zuriickzuweisen.
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Rahmen des Verfahrens beteiligt worden:
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Deutsche Telekom AG, Technikniederlassung

swb Norvia GmbH & Co. KG

Pipeline Engineering GmbH fir Ruhrgas AG

Deutsche Bahn AG, DB Netz AG, Niederlassung Nord
Eisenbahn-Bundesamt

Bremer Stralenbahn AG

Handelskammer Bremen

Verkehrsverbund (VBN)

Bremischer Deichverband am linken Weserufer

GNUU e.V.

WIG Wirtschaftsférderung GmbH

OA Neustadt/Woltmershausen

Feuerwehr Bremen

Der Landesarchéaologe

Gesundheitsamt Bremen

Amt fir Stadtplanung und Bauordnung, FB Stadtplanung
Brekom

Senator fir Bau und Umwelt, UVP-Leitstelle

Senator fir Bau und Umwelt, 31-22, Eingriffsregelung
Senator fur Bau und Umwelt, 40-10

Senator fur Bau und Umwelt, 40-21/1, Abfalltiberwachung
Senator fir Bau und Umwelt, 41, Bodenschutzbehorde
Senator fiir Bau und Umwelt, 42, Larmschutz

Senator fur Bau und Umwelt, 43, Wasserwirtschaft
Senator fur Bau und Umwelt, 44, Oberflachenschutz
Senator fur Bau und Umwelt, 45, Grundwasser

Senator fur Bau und Umwelt, 50-3, Verkehrsplanung
Senator fir Bau und Umwelt, 53, Technische Aufsichtsbehorde
swb Norvia GmbH & Co.KG, Beleuchtung
Wehrbereichsverwaltung Il

Bundesvermogensamt

AUSFERTIGUNG

Stellungnahme:
vom 05.04.01
vom 11.04.01
vom 26.04.01
vom 09.04.01
vom 26.03.01
vom 23.04.01
vom 29.03.01
vom 06.04.01
vom 12.04.01
vom 09.04.01
vom 30.03.01
vom 06.04.01
vom 02.04.01
vom 02.04.01
vom 27.04.01
vom 06.04.01
vom 18.04.01
vom 30.03.01
vom 10.04.01
vom 05.04.01
vom 29.03.01
vom 06.04.01
vom 13.03.01
vom 28.03.01
vom 04.04.01
vom 09.04.01
vom 09.03.01
vom 29.03.01
vom 03.04.01
vom 02.04.01
vom 09.04.01
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Stellungnahme

32 Niedersachsisches Landesamt fir Bodenforschung vom 05.04.01
33 Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen vom 15.05.01
34 Senator fir Inneres, Kultur und Sport vom 05.04.01
35 Landesamt fur Denkmalpflege vom 14.03.01
36 Senator fur Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales vom 23.02.01
37 Senator fur Wirtschaft und Hafen vom 01.03.01
38 Hansestadt Bremisches Hafenamt, Bezirk Bremen vom 10.04.01
39 Senator fur Finanzen vom 13.03.01
40 Kataster und Vermessung Bremen vom 12.03.01
41 GBI -

42 Stadtgrin Bremen -
43 Flughafen Bremen GmbH -
44 Handwerkskammer Bremen -
45 Landwirtschaftskammer -
46 Fachvereinigung Personenverkehr -
47 Polizei Bremen -
48 Senator fir Bildung und Wissenschaft -
49 Bremer Entsorgungsbetriebe -
50 GVZ-Entwicklungsgesellschaft -
51 Ortsamt Obervieland -
52 Bau Management Bremen -
53 Senatskanzlei -
54 Kabel-Niedersachsen/Bremen -

55 Amt fir StraRen und Verkehr fir die stadtbremischen Belange  vom 11.04.01

Der Vorhabenstrager hat die Berticksichtigung der in den Stellungnahmen der Trager offentlicher
Belange zu den Nummern 1, 2, 3,4, 5,6, 7, 8, 9, 13, 14, 15, 16, 17, 19, 24, 26, 30, 32 und 39 sowie
55 vorgetragenen Anregungen, Bedenken und Forderungen zugesagt. Die Forderungen wurden,
soweit erforderlich, in die Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses aufgenommen.

Bei den weiteren Stellungnahmen der Trager Offentlicher Belange, soweit hier Anregungen und
Bedenken geaul3ert wurden, konnte Einvernehmen erzielt werden. Diese Stellungnahmen kénnen
somit als erledigt angesehen werden. Die Trager offentlicher Belange zu den Nummern 41 bis 54
haben keine Stellungnahmen abgegeben.

Zu der Einwendung Nr 10 des GNUU e.V. ist folgendes zu bemerken:

Im Gberplanten Bereich im stidwestlichen Bremen sind die Mdglichkeiten, die Belastung der
Bevolkerung durch Verkehrslenkungsmaf3nahmen und die Nutzung anderer Verkehrsmittel zu
senken, unter den gegebenen Verhaltnissen bereits vollstandig ausgeschopft.
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Die taglich anfallenden Verkehrsmengen sind nur noch durch den Bau der A281, BA 2/1
angemessen zu bewaltigen. Zwar lasst es sich nicht vermeiden, im Bereich der Essener und der
Bochumer Stral3e auch Wohngebiete durch diesen Neubau zu belasten. Aber insgesamt betrachtet
werden grof3flachige Wohngebiete durch den Bau der A281 entlastet, so dass diese Neubelastung
von Wohnbereichen im Verhaltnis zur Verbesserung der geradezu unertraglichen Situation
insbesondere im Bereich der Neuenlander StrafRe hingenommen werden muss. Um diese
Neubelastungen so gering wie mdglich zu halten, wurden in der Planung entsprechende
Mafinahmen des aktiven und passiven Larmschutzes vorgesehen, so dass die gesetzlich
vorgeschriebenen Grenzwerte so weit wie moglich eingehalten werden.

Auf Grundlage der Einwendungen, des Vorbringens beim Erérterungstermin sowie erganzender
Berechnungen wird die vorgesehene Larmschutzwand in den Bereichen der Bochumer und der
Essener Strale nunmehr um 1 m erhdht. Der BMVBW konnte Uberzeugt werden, dass die hierdurch
erreichte Pegelminderung gerade noch in einem vertretbaren Verhaltnis zu den Kosten steht. Die
Anzahl der Gebaude und Grundstiicke, an denen aufgrund der Uberschreitung der Grenzwerte noch
passiver Larmschutz in Betracht kommt, konnte mithin verringert werden. (Anderungen/
Blaueintragungen)

Verkehrsberuhigende MalRhahmen und Umstrukturierungen im nachgeordneten Stral3ennetz sind
nicht Gegenstand des Verfahrens, da es hier ausschlief3lich um den Neubau einer Bundesfernstralle
geht. Bremen hat aber die Notwendigkeit derartiger Malinahmen erkannt und beabsichtigt,
begleitend zur Realisierung der A 281 entsprechende VerkehrsberuhigungsmafRhahmen zu
erarbeiten und durchzufihren. Diesbeziiglich ist nicht nur bereits ein Arbeitskreis eingerichtet
worden beim Ortsamt Neustadt/Woltmershausen, sondern es ist auch schon ein erheblicher Betrag
im Haushalt Bremens fiir die Verwirklichung dieser MalBhahmen vorgesehen. Dies kann als Indiz fur
die Relevanz gelten, die Bremen diesen Begleitmalihahmen beimisst und die erst durch den Bau der
A 281 Uberhaupt moglich werden.

Die durch die BaumalRnahme entstehenden Eingriffe in den Naturhaushalt werden entsprechend
den gesetzlichen Vorschriften ausgeglichen. Es wird durch die vorgelegte und mit den zustandigen
Fachbehdrden abgestimmte Planung Vorsorge getroffen, dass die Auswirkungen auf die Natur so
gering wie moglich gehalten werden. Durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen Begleit-
maRnahmen ist gewéhrleistet, dass die beeintrachtigten Funktionen des Okosystems in dhnlicher
Weise wiederhergestellt werden und keine dauernden Beeintrachtigungen bleiben.

Soweit diese Einwendung nicht durch Zusagen ihre Erledigung gefunden hat, wird sie daher
zuriickgewiesen.

v

Das o0.g. Ausbauvorhaben beinhaltet die Verlegung vorhandener Stralienbahnbetriebsanlagen
der Bremer Stralienbahn AG (BSAG).

Es handelt sich dabei um den Bau von Betriebsanlagen der Stralenbahn im Sinne der
Verordnung lber den Bau und Betrieb der StraBenbahnen (StralBenbahn- Bau- und
Betriebsordnung — BOStrab) vom 11. Dezember 1987 (BGBI.l S.2648), der grundsétzlich der
Planfeststellung nach dem Personenbeférderungsgesetz bedarf. Der Bau der
StraRenbahnbetriebsanlagen soll gemaf § 78 Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz
(BremVwV{G) als FolgemalRnahme des geplanten Stral3enbaus in die Planfeststellung nach dem
Bundesfernstral3engesetz einbezogen werden.



AUSFERTIGUNG
Seite - 28 -

Aufgrund der Stellungnahme der Technischen Aufsichtsbehdrde geschieht dies mit folgenden

Auflagen:

1. Zuden in den Planfeststellungsunterlagen enthaltenen Unterlagen Gber den Bau der Betriebs-
anlagen der Stral3enbahn sind der Technischen Aufsichtsbehérde die gemaf § 60 Abs. 1 und 5
der BOStrab erforderlichen Ausfiihrungsplane, Beschreibungen und Sicherheitsnachweise vor
Baubeginn vorzulegen. Die Vorschriften des 8 60 Abs. 6 BOStrab sind zu beachten. Auflagen,
die bei der Prufung dieser Unterlagen erforderlich werden, bleiben der Technischen Aufsichts-
behdrde vorbehalten.

2. Fur den Bau der Betriebsanlagen sind die jeweils geltenden Bestimmungen der BOStrab
zugrunde zu legen. Die anerkannten Regeln der Technik sind zu beachten.

3. Soweit der Bau von Betriebsanlagen der Stralenbahn von dem ,Bau und Betrieb von
Nahverkehrsanlagen — Betrieb gewerblicher Art- Stadtgemeinde” durchgefiihrt wird, ist der
verantwortliche Leiter fir den Bau der Betriebsanlagen im Sinne des 8§ 7 Abs. 6 BOStrab der
Technischen Aufsichtsbehdrde vor Baubeginn zu benennen. Der Baubeginn ist der Technischen
Aufsichtsbehdrde anzuzeigen.

4. Die Aufsicht Gber den Bau der Betriebsanlagen gemal § 61 BOStrab wird auf den Betriebsleiter
der Bremer Stral3enbahn AG als sachkundige Person im Sinne des § 5 Abs. 2 BOStrab
Ubertragen. Die Technische Aufsichtsbehdrde kann jederzeit Kontrollen durchfiihren oder, soweit
notwendig, Sonderprifungen fordern.

5. Vor Inbetriebnahme der Betriebsanlagen der StralRenbahn ist sicherzustellen, dass Personen
nicht durch Schritt- oder Berlihrungsspannungen gefahrdet werden.

6. Die Abnahme der Betriebsanlagen gemal § 62 BOStrab ist rechtzeitig bei der Technischen
Aufsichtsbehérde zu beantragen. Als sachkundige Person im Sinne des 8 5 Abs. 2 BOStrab wird
der Betriebsleiter der Bremer Stralenbahn AG ernannt.

7. Der Betriebsleiter der Bremer Strallenbahn AG wird erméachtigt, die Betriebsanlagen der
StraRenbahn gemal § 62 Abs. 7 BOStrab vorlaufig in Betrieb zu nehmen, wenn die
Feststellungen nach § 62 Abs. 2 BOStrab hinsichtlich der Betriebssicherheit getroffen worden
sind.

Nebenbestimmungen

Informationspflichten

Uber den Beginn der BaumaRnahme sind die betroffenen Leitungstrager friihzeitig zu unterrichten.

Kreuzungsvereinbarung

Mit der Deutschen Bahn AG ist aul3erhalb des Verfahrens nach § 11 Abs. 1 EKrG eine
Kreuzungsvereinbarung fur die Kreuzung der Eisenbahnstrecke Bremen - Oldenburg im Bereich
Bremen- Neustadt abzuschliel3en.

Es wird darauf hingewiesen, dass vor Abschluss einer Vereinbarung keine Bauarbeiten in den
Gleistrassen durchgefuhrt werden kénnen.
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Die Anderungen an Bahnanlagen sowie der Neubau der Eisenbahnbriicke Bw-Nr.2.02 unterliegen
der eisenbahntechnischen Aufsicht durch das Eisenbahn-Bundesamt.

Die entsprechenden Ausfiihrungsunterlagen tiber die Anderungen an Bahnanlagen der DB Netz AG
sind mit der DB Bahn AG, Niederlassung Nord, Lindemannallee 3, 30173 Hannover, abzustimmen
und dem Eisenbahn-Bundesamt zur bauaufsichtlichen Prifung und Freigabe vorzulegen.

Wasserwirtschaft

Wahrend der Arbeiten zur Gewadsserumlegung und Herstellung der Rahmendurchlasse ist der
Wasserabfluss in der Neuenlander Wasserldse (NWL) standig zu gewéhrleisten. Die einzelnen
Bauzustande sind mit dem Referat 43 beim Senator fir Bau und Umwelt und dem Deichverband
abzustimmen.

Die NWL verlauft zwischen dem Flughafendamm und der Essener StralRe z.T. unter der
vorhandenen Bebauung. In der Baubeschreibung ist der Abbruch der Uberfiihrungen der
Industriestral’e und Essener Strafl3e vorgesehen. Die z.T. als Rahmendurchlass verbleibenden
Abschnitte der NWL unter der Bebauung sind in Absprache mit den unterhaltungspflichtigen
Grundstiickseigentiimern und dem Deichverband zu verfillen.

Im Kreuzungsbereich Flughafendamm/Richard-Dunkel-Stral3e verlauft der verrohrte ,Graben hinter
der Dortmunder Straf3e” und mindet im Briickenbauwerk des Flughafendamms in die NWL. Die
Vorflut dieses Grabens ist weiterhin zu erhalten.

In die NWL und das neue Gewasser an der Georg-Wulf-Stral3e wird an diversen Stellen
Niederschlagswasser direkt oder ber Abscheidebauwerke eingeleitet. Die Einleitungsstellen sind in
naturnaher Bauweise ausreichend gegen Auskolkungen zu befestigen. Das Einleitungsrohr ist der
Neigung der jeweiligen Uferbdschung anzupassen.

Bei Leitungskreuzungen mit vorhandenen und neuen offenen Gewassern muss die Rohroberkante
der kreuzenden Leitungen mind. 1,00 m unter der Gewassersollsohle liegen. Die Lage der jeweiligen
Kreuzungsstelle ist am Gewasserrand dauerhaft zu kennzeichnen.

GemaR der Erlauterungen zur NWL soll fur den entfallenden Stauraum im Hakenburger See durch
einen entsprechend breiten Querschnitt der NWL oberhalb der Bahnlinie kompensiert werden.
Dieser Ausgleich muss mindestens im Verhaltnis 1 : 1 stattfinden.

Wassergefahrdende Stoffe beeintréchtigen die Beschaffenheit von Gewassern und kdnnen diese
erheblich und nachteilig schadigen. Die Anforderungen an die Niederschlagswasserbehandlung sind
erforderlich, um einer Gewasserverunreinigung vorzubeugen (Neuenlander Wasserlése und
Grundwasser). Eine glnstige Reinigungswirkung des versickernden Niederschlagswassers (NSW)
wird durch die Passage der bewachsenen oberen Bodenschicht erreicht. Die Versickerungsanlagen
sind daher entsprechend herzustellen und zu unterhalten. Folgende wasserwirtschatftliche
Forderungen und Hinweise sind zu beachten.

1. Mit dem NSW darf kein durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen
Gebrauch in seinen Eigenschaften verandertes Wasser (Schmutzwasser) in die Gewasser
eingeleitet werden.

2. Der Niederschlagsabfluss der Fahrbahnflachen ist, wie dargestellt, vor der Einleitung in die
Neuenlander Wasserlése durch Regenklarbecken bzw. Abscheider mechanisch so zu
behandeln, dass absetzbare und aufschwimmbare Stoffe zurtickgehalten werden.

3. Die beiden ,Regenklarbecken” (Absetzbecken) sind entsprechend der ,Handlungsrichtlinien fur
die Niederschlagswasserbehandlung” (Senator fir FGJSU, 27.09.1996) zu bemessen und mit
einer Vorrichtung zur Rickhaltung von Leichtflissigkeiten auszurtsten.

4. Die Ubrigen ,Abscheider/Leichtflissigkeitsabscheider kénnen, wie mit dem Referat 44 beim
Senator fuir Bau und Umwelt im Zuge der vorzeitigen Amterabstimmung Anfang 1999
abgestimmt, abweichend von der RiStWag auf einen Bemessungszufluss < 100 l/(s - ha) bzw.
auf ein Ruckhaltevolumen < 30m3 ausgelegt werden.
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Die Behandlungsanlagen fir NSW sind im Rahmen der Unterhaltung bedarfsgerecht zu
entschlammen. Gegebenenfalls angefallene Leichtfliissigkeiten (z.B. nach Unfallen) sind
unverzuglich zu entfernen. Die angefallenen Stoffe sind einer ordnungsgeméfien Entsorgung
zuzufuhren.

Boschungen und Mulden, die Oberflachenabfluss von Fahrbahnflachen aufnehmen und aus
denen heraus ein Versickerung stattfindet bzw. stattfinden kann, sind zur Erlangung eines
erforderlichen Reinigungsvermdgens mit mindestens 20 cm Mutterboden auszubilden.

Die Sickermulden sind so herzustellen und zu unterhalten, dass sie dauerhaft bewachsen sind.
Die Versickerungsanlagen sind mindestens halbjahrlich zu kontrollieren; grof3ere
Stoffanreicherungen (z.B. bei Laubfall) sind zu entfernen.

Besteht die Gefahr, dass wassergeféahrdende Stoffe in das Entwasserungssystem gelangen, ist
dafiir Sorge zu tragen, dass ein Abfluss dieser Stoffe verhindert wird.

Gelangen wassergefahrdende Stoffe in das Entwasserungssystem ist daflir Sorge zu tragen,
dass die Entwasserung unterbrochen wird. Die Entwéasserung darf erst wieder fortgesetzt
werden, wenn die wassergefahrdenden Stoffe ordnungsgemaf entfernt worden sind.

Sind trotz aller Vorkehrungen wassergefahrdende Stoffe in das Gewasser (ggf. den Untergrund)
gelangt, so ist dieses der Wasserbehorde unverzuglich anzuzeigen.

Um eine Verschmutzung des NSW weitgehend zu vermeiden, sind die zu entwéassernden
Verkehrsflachen und Einlaufe stets sauber zu halten.

Bodenkontaminationen/Altlasten

Auflagen

a.

Die gesamte BaumalRnahme ist von einem altlastenerfahrenen, unabhéngigen
Sachverstandigen zu begleiten. Der Sachverstandige ist dem Referat 41 —
Bodenschutzbehdrde- spéatestens zwei Monate vor Beginn der Baumal3nahme schriftlich zu
benennen.

Diesem Sachverstandigen sollten vom Bauherren alle erforderlichen Befugnisse und
Maoglichkeiten eingerdaumt werden, damit er im Einzelfall auch tber die festgelegten
Rahmenbedingungen hinaus alle notwendigen Prifungen und Kontrollen durchfiihren kann.
Die Verantwortung fir die Einhaltung der getroffenen Regelungen, insbesondere der
Unterschreitung der Z 2 Zuordnungswerte aller im Rahmen der Baumafinahmen umgelagerten
und auf dem Geléande verbliebenen Boden- und Auffullungsmaterialien, liegt beim Bauherren.

Der Sachverstandige hat ein detailliertes Mess- und Untersuchungsprogramm
.Bodenlberwachungsplan“ fur die vorab durchzufihrenden SanierungsmalRnahmen der
bekannten Boden- und Grundwasserverunreinigungen im Bereich der Trasse und fir das
Bodenmanagement sowie einen ,Grundwasseriberwachungsplan®” fir die baubegleitende
Grundwasserbeobachtung auszuarbeiten. Der Boden- und der Grundwasseriberwachungsplan
sind bis spatestens einen Monat vor Beginn der MalBhahme dem Referat 41, SBU, zur
Zustimmung vorzulegen.

Zur Detalllierung dieser Auflage sind folgende Rahmenbedingungen fur das erforderliche
Bodenmanagement im Bereich des Kocksknotens zu beachten.

Unter der Voraussetzung der im Vorfeld vorgesehenen Sanierung der sogenannten ,Hot Spots*
sollen hierdurch doppelte Bodenbewegungen weitgehend vermieden werden.

Der Aushub von antropogenen Auffiillungen ist von dem Sachverstandigen (siehe a) permanent
zu begleiten. Nach einer ersten Beurteilung zwecks Separierung von auffalligen Chargen ist das
Material bis zur Vorlage einer entsprechenden Analytik in einem Zwischenlager auf Mieten zu
setzen, bevor es an dem entsprechendem Bestimmungsort auf dem Kocks-Geldnde eingebaut
wird.

Je ca. 500 m? lose Masse ist mindestens eine Mischprobe zu enthehmen und in einem
geeigneten Labor auf alle im Bereich des Kocks-Gelandes relevanten Parameter zu
untersuchen. Die Auswahl der hierzu gehdérenden Parameter ist im Voraus mit der
Bodenschutzbehorde, Referat 41, Herrn Bethke oder Vertreter im Amt, abzustimmen.
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Jede fiinfte Probe ist auf die vollstdndige Parameterpalette der LAGA zu untersuchen.

Nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse ist die entsprechende Bodencharge von dem
Sachverstandigen einem Bestimmungsort bzw. einer zugelassenen Entsorgungsanlage
zuzuweisen.

Der Aushub von gewachsenem Boden ist von dem Sachverstandigen zu begleiten. Nach einer
ersten Beurteilung zwecks Separierung von auffalligen Chargen ist das Material, welches
voraussichtlich die LAGA-Zuordnungswerte Z 2 einhdlt, an dem entsprechenden
Bestimmungsort auf dem Kocks-Gelande einzubauen.

Zur Beweissicherung wird eine Beprobung des eingebauten und verdichteten Materials ca. alle
1.500 m3 (bzw. ca. 2.000 m3 lose Masse) empfohlen. Die Proben sollten auf alle im Bereich des
Kocks-Gelandes relevanten Parameter, jede flnfte Probe auf die vollstandige Parameterpalette
der LAGA untersucht werden.

Es ist ein Einbaukataster zu erstellen, aus welchem der Verbleib des Bodens und die
Zuordnung von Beweissicherungsgutachten zweifelsfrei nachvollziehbar ist. Dem Senator fiir
Bau und Umwelt ist wahrend der Bauausfihrung auf Verlangen Einsicht zu gewahren. Nach
dem Abschluss der Malinahme ist das Kataster dem Referat 40 beim Senator fur Bau und
Umwelt vorzulegen.

Die detaillierte Vorgehensweise ist von dem Sachverstandigen vor Beginn der MalRhahme
schriftlich darzulegen und nochmals mit der Bodenschutzbehdrde abzustimmen. Alle
angegebenen Beprobungsintervalle und Analysenumfange sind als Mindestmal? zu verstehen.

Ergeben sich Anhaltspunkte fiir Verunreinigungen des Bodens oder des Grundwassers in der
Vorbereitung oder Durchfihrung der Baumafinahme, die bisher nicht bekannt waren, so ist
diese unverziglich dem Senator fir Bau und Umwelt (SBU), Referat 41, mitzuteilen.

Nach Erkennen der Anhaltspunkte fur eine Verunreinigung ist ein unabhangiger,
altlastenerfahrener Sachverstandiger zu beauftragen, den Bereich in Abstimmung mit dem
Referat 41 beim Senator fir Bau und Umwelt auf die qualitativen und raumlichen Ausmal3e der
Kontamination zu untersuchen.

Ein entsprechendes Gutachten mit Gefahrdungsabschatzung und einem evtl. notwendigen
Sanierungskonzept ist dem Referat 41 (SBU) vorzulegen.

Die BaumalRnahme darf in den betreffenden Bereichen grundsétzlich erst dann weitergefihrt
und/oder beendet werden, wenn nachweislich kein Sanierungsbedarf besteht oder eine vom
Referat 41 SBU begleitete Sanierung durchgefiihrt wurde.

Die Auswertung, Darstellung und Bewertung der Untersuchungsergebnisse sowie die
Nachweise Uber die durchgefihrten Sanierungen sind fur die gesamte MalRBnhahme zu
dokumentieren. In geeigneten Zeitabschnitten sind dem Referat 41 Zwischenberichte und nach
Abschluss der MaRnahme ein Abschlussbericht vorzulegen.

Die fur das Bodenmanagement notwendigen Bereitstellungsflachen fur die Lagerung und
Klassifizierung der Aushubbéden sind mit einer wasserundurchlassigen Sohlabdichtung zu
versehen. Das Sicker- und Niederschlagswasser ist zu fassen und schadlos zu beseitigen.

In den Bereichen Richard-Dunkel-Str./Carl-Francke-Str. (Kocks), Industriestr./Richard-Dunkel-
Str.100, Richard-Dunkel-Str./Flughafendamm und Neuenlander Ring/Paul-Feller-Str. sind
Grundwasserverunreinigungen durch LCKW (leichtfliichtige chlorierte Kohlenwasserstoffe)
bekannt. Bei Malinahmen, die in das Grundwasser eingreifen, ist vorab eine Abstimmung mit
dem Referat 41 herbeizufiihren.

In den Bereichen Richard-Dunkel-Str.33, Industriestr.6, Durckwitzstr.42 und Essener Str.74
wurden z.T. erhebliche Verunreinigungen des Bodens durch PAK, MKW, BTXE oder
Schwermetalle festgestellt. Die MaRnahmen in den vorliegenden Planfeststellungsunterlagen
sind in bezug auf die bekannte Altlastenproblematik in 0.g. Bereich nicht ausreichend
dokumentiert. Genauere Beschreibungen des Trassenverlaufs, der fir die Stutzen
auszukoffernden Bereiche (Lage, horizontale und vertikale Ausdehnung), anfallende
Aushubmengen etc. sind dem Referat 41 nachzureichen. Im Ubrigen gelten die Punkte a) bis i)
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und m) bis n) entsprechend. Bei Malinahmen, die in kontaminierte Bereich eingreifen, ist vorab
eine Abstimmung mit dem Referat 41 herbeizufihren.

k. Fur den Bereich des Hakenburger Sees wurden die moglichen Trassenvarianten, deren
Auswirkungen, die erforderlichen SicherungsmalRnahmen und die damit verbundenen
BegleitmalRnahmen in den vorliegenden Unterlagen ausreichend dokumentiert. Gegen die
Durchfuhrung in der vorgeschlagenen Art und Weise bestehen keine Bedenken.

Der Bodenschutzbehérde bleibt aber vorbehalten, in Abhangigkeit von den Erkenntnissen bei
der Umsetzung der Baumaf3nahme driber hinaus erforderliche SicherungsmafRnahmen zu
fordern. Erforderlich kénnte z.B. der Ersatz bzw. die Neuerstellung und Beprobung von bis zu
drei Grundwassermessstellen (im Bereich des Hakenburger Sees) werden.

I.  Die ,Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfallen -
Technische Regeln- Stand 06.11.1997" der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall sind bei
Bodenumlagerungen innerhalb des Bereichs der BaumalRnahme zu beachten. Ansonsten wird
auf 8 12 BBodSchV vom 17. Juli 1999 verwiesen.

m. Versickerungsbecken fir Oberflachenwasser sind so zu konzipieren, dass es im Bereich der
Auffillungen nicht zu Schadstoffverlagerungen kommen kann.

n. Der Bodenschutzbehéorde bleibt erforderlichenfalls die Anordnung weitergehender
Untersuchungen des Bodens und des Grundwassers, der Anderung der Beprobungshaufigkeit,
der Vorlage von Zwischenberichten sowie zuséatzlicher Sicherungs- und
Sanierungsmafinahmen vorbehalten.

Abfalliberwachung

Laut Planunterlagen ist im Rahmen der vorgesehenen Baumafinahme nicht auszuschliel3en, dass
Abfalle zur Entsorgung anfallen und bereits abgelagerte Abfalle erneut aufgenommen und entsorgt
werden missen. Nach 8§ 27 Abs. 1 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrwW-/AbfG) dirfen
Abfalle zur Beseitigung nur in dafiir zugelassenen Anlagen oder Einrichtungen behandelt oder
abgelagert werden. Fir Abfalle zur Verwertung besteht eine derartige Vorschrift nicht. Von der
Zulassungspflicht im Sinne des § 27 Abs. 1 KrW-/AbfG kann jedoch im Einzelfall nach Abs. 2
ausnahmsweise abgesehen werden, wenn sichergestellt ist, dass das Wohl der Allgemeinheit
dadurch nicht beeintrachtigt wird.

Mit den im Rahmen der Baumal3nahme anfallenden Abféallen ist deshalb wie folgt zu verfahren:

Westlich der Eisenbahnlinie ,Altablagerung” A 251.001

Soweit fur diese Bereiche eine Sanierung im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG )
durchgefuhrt wird, unterliegen die im Rahmen der BaumalRhahme anfallenden Béden aus der
Altablagerung hinsichtlich der Erfassung, Untersuchung, Bewertung und Sanierung nicht dem
Abfallrecht (8 36 Abs. 2 KrW-/AbfG).

Fur die Altablagerung wurde ein Sanierungsplan erstellt, der durch den Planfeststellungsbeschluss
fur verbindlich erklart wird. Die Verlagerung von Material auf der Flache der Altablagerung stellt
keine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit dar. Daher kbnnen geman § 13 Abs. 5
BBodSchG Materialien, die Abfélle zur Beseitigung sind, innerhalb der Flache umgelagert werden.

Zwischen Eisenbahn und B75 ,Kocks-Geldnde"

Das in diesem Bereich im Rahmen der Baumafinahme anfallende Material unterfallt in Ermangelung
eines vorgesehenen verbindlichen Sanierungsplanes dem Abfallrecht, da von einem
Entledigungswillen ausgegangen werden muss.

Material < Z 2

Aufgrund der Begriindung der Planungsgruppe Griin zum Umgang mit Materialien kleiner Z 2 ist zu
erkennen, dass der Trager des Vorhabens das hier anfallende Material als Abfall zur Verwertung
einer neuen Zweckbestimmung (Larm- und Sichtschutz) zufiihren will.

Vor diesem Hintergrund bestehen keine Bedenken, wenn das anfallende Material < Z 2 aus dem
Bereich zwischen Eisenbahngelande und B75 (Kocks-Gelande) als Abfall zur Verwertung in die in
den Planunterlagen bezeichneten Bereiche unter Beachtung der nachfolgenden Auflagen
eingebracht wird.
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Auflagen:

A. Zur Sicherstellung, dass nur Material < Z 2 verwertet wird, ist das aufgenommene Material auf
die in der Tabelle 1. 1.2-1 der Technischen Regel der LAGA uber Anforderungen an die
stoffliche Verwertung von mineralischen Abféllen vom 06.11.1997 aufgeflhrten Parameter zu
beproben und zu analysieren.

B. Die Beprobung des Materials hat entsprechend den Vorgaben der Ziffer 11l der vorgenannten
LAGA-Regel zu erfolgen.

C. Das Analyseverfahren ist entsprechend der Tabelle Ill. 3.2-1 (Feststoff) und Ill. 3.2-2 (Eluat)
oder einem gleichwertigen Verfahren durchzufuhren.

D. Anhand des Ergebnisses der Beprobung ist das beprobte Material den Z-Bereichen
entsprechend der Tabelle II. 1.2-2 (Zuordnungswerte fir Feststoffe) und der Tabelle 1. 1.2-3
(Zuordnungswerte Eluat) der vorgenannten LAGA-Regel zuzuordnen.

Uber das Ergebnis ist Protokoll zu fiihren.
Auf Verlangen der Abfalliberwachungsbehdorde ist das Protokoll dieser vorzulegen.

Das Protokoll ist drei Jahre nach Abschluss der BaumafRnahme aufzubewahren.

L o mm

Der Einbau der Materialien < Z 2 ist zu dokumentieren. Die Dokumentation hat entsprechend
den Vorgaben der Tabelle II. 1.2-4 der LAGA-Richtlinie zu erfolgen.

I. Esist eine mineralische Oberflachenabdichtung d>0,5m und k< 10 oder eine andere
gleichwertige Dichtung aufzubringen.

J. Auf die Oberflachenabdichtung ist eine fiir die spatere Bepflanzung geeignete
Rekultivierungsschicht von mindestens 80cm Machtigkeit aufzubringen.

Hinweis:

Materialien, die den Z 0 — Wert nicht Gberschreiten, diirfen im Rahmen der BaumalRnahme
uneingeschrankt eingebaut werden.

Materialien, die den Z 1 — Wert nicht Uberschreiten, dirfen unter Berlicksichtigung bestimmter
Nutzungseinschrankungen offen eingebaut werden (Beschrénkter offener Einbau).

Eine Nutzungseinschrankung liegt grundsatzlich dann vor, wenn durch das in Rede stehende
Material beim Wiedereinbau eine Verschlechterung des Bereiches zu beflrchten ist, in den das
Material eingebaut werden soll (Beachtung der besonderen Gegebenheiten am Einbauort) oder eine
Beeintrachtigung des Grundwassers gegeben sein kdnnte.

Material > Z 2

Materialien, die den Z 2 — Wert Uberschreiten, dirfen grundsatzlich nicht wieder eingebaut werden.
Diese Materialien sind zugelassenen Entsorgungsanlagen (Deponien, Bodenbehandlungsanlagen)
zuzufihren.

Die Entsorgung der Materialien > Z 2 hat entsprechend den Vorgaben der Verordnung Uber
Verwertungs- und Beseitigungsnachweise (Nachweisverordnung — NachwV) vom 10.09.1996 zu
erfolgen. Die notwendige Erzeugernummer nach Vorgaben der Nachweisverordnung ist beim
Senator fur Bau und Umwelt, Abschnitt 41-20, Ansgaritorstr. 2, 28195 Bremen, schriftlich zu
beantragen. Es ist ein Nachweisbuch, bestehend aus Entsorgungs-/Verwertungsnachweisen und
den notigen Begleitscheinausfertigungen/Ubernahmescheinen, einzurichten.

Materialien aus den sogenannten ,Hot spots*

Fur Materialien > Z 2, die den sogenannten ,Hot spots” entstammen und in die ,Altablagerung”

A 251.001 westlich der Eisenbahnlinie verbracht werden sollen, besteht im Einzelfall die Méglichkeit,
Ausnahmen von dem o.a. Grundsatz zuzulassen.

Far die Prifung, ob eine Ausnahme zugelassen werden kann, ist fir jeden Einzelfall ein gesonderter
Antrag nach 8§ 27 Abs. 2 KrW-/AbfG beim Senator fur Bau und Umwelt — Referat 40 — zu stellen.
Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufiigen

Planzeichnung Uber die genaue Entnahmestelle,

Planzeichnung tber die vorgesehene Lage des Einbaues des Materials,
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Analyseergebnisse (Feststoff und Eluat) Gber das betreffende Material (Parameter gemaf Tabelle Il.
1.2-1 LAGA-Richtlinie),

konkrete Mengenangabe,

gutachterliche Stellungnahme dartber, dass der Einbau von Materialien > Z 2 (besonders
Uberwachungsbedirftig) das Wohl der Allgemeinheit nicht beeintrachtigt,

Begriindung, warum das Material keiner dafiir zugelassenen Entsorgungsanlage zugefiihrt werden
soll.

Zwischen B75 und Neuenlander Stralle

Materialien <Z 2

Soweit auch die in diesem Bauabschnitt anfallenden Materialien als Abfall zur Verwertung einer
neuen Zweckbestimmung (Larm- und Sichtschutz) zugefihrt werden sollen, dirfen diese Materialien
entsprechend den o.a. Auflagen (Bereich zwischen Eisenbahn und B75 ,Kocks-Gelande*) zur
Verwertung den Landschaftsbauwerken zugefihrt werden.

Materialien > Z 2
Far die in diesem Bereich anfallenden Materialien > Z 2 gelten die 0.a. Aussagen (Bereich zwischen
Eisenbahn und B75 ,Kocks-Gelande®).

Landschaftspflegerische Begleitplanung

Vor Baubeginn sind Ausflihrungsplane im jeweils geeigneten Mal3stab, Bauzeiten- und
Bauablaufplane sowie ein Baubetriebsplan einvernehmlich mit den Referaten ,Landschaftsplanung
und Grinordnung sowie ,Biotop- und Artenschutz/Eingriffsregelung” beim Senator fur Bau und
Umwelt abzustimmen.

Fir die ErsatzmalRnahme ,Saatkrahenkolonie* am Weserwehr ist die Gestaltung der Info-Tafeln in
Abstimmung mit dem Fachbereich ,Erlebnisraum Natur” beim Senator fir Bau und Umwelt
vorzunehmen.

Bauphase

Schaden

Es sind die erforderlichen SicherungsmalRnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung von Schaden
an Gebauden durch einen Sachverstandigen so rechtzeitig zu erarbeiten, dass sie in der
Bauausfuhrung bericksichtigt werden kdnnen.

Zur Sicherung des Nachweises von eventuell durch die BaumalRnahme hervorgerufenen Schaden
ist vor Baubeginn hinsichtlich der zu erhaltenden Geb&ude im Einflussbereich der Trasse auf Kosten
des Vorhabenstragers eine Beweissicherung durch einen Sachverstandigen durchzufthren. Die
genaue Festlegung des zu untersuchenden Einwirkbereiches erfolgt in einvernehmlicher
Abstimmung mit dem Vorhabenstrager durch den Sachverstandigen.

Fur die Bauzeiten-, Betriebs- und Ablaufplane sind die BaumschutzVVO und § 28 des BremNatSchG
zu beachten.

Larmschutz

Zum Schutz der Bevdlkerung ist die ,Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm*
in der jeweils guiltigen Fassung zu beachten. Die entsprechenden Immissionsrichtwerte sind
einzuhalten.
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Weitergehende MalRnahmen sind insbesondere fiir die durch die Einrichtung der Baustral3e direkt
betroffenen und ungeschitzten Hauser in der Iserlohner StralRe erforderlich. Um den Verkehr aus
dem Gewerbegebiet Airport Stadt West aufrecht erhalten zu kénnen, ist es wéhrend der Herstellung
der Schragseilbriicke unumgénglich, eine Umleitungsstraf3e zwischen der Dortmunder Stral3e und
dem Flughafendamm einzurichten. Es sind rechtzeitig geeignete Schutzmaf3hahmen zu treffen, so
dass die Belastung der anliegenden Wohnbevdlkerung so gering wie maglich gehalten wird. Soweit
technisch realisierbar sind aktive Larmschutzmaflinahmen vorzusehen, z.B. provisorische
Larmschutzwénde.

Erschitterungen

Die Baustelle und insbesondere die Baumaschinen sind so zu errichten und zu betreiben, dass sie
dem Stand der Technik zur Bekdmpfung von Erschiitterungen entsprechen und dass die jeweilige
Wahrnehmungsstarke nach der DIN 4150 Teil 2 Vornorm in Wohnungen bzw. in vergleichbaren
Raumen in allen betroffenen Gebieten nicht tiberschritten werden.

Zufahrten

Es ist sicherzustellen, dass alle vom Stra3enbau berthrten und von ihrer bisherigen Zufahrt
abgeschnittenen Grundstiicke wieder eine ordnungsgemafe Anbindung an das offentliche
StralRennetz erhalten. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit, notfalls sind vortibergehend provisorische
Zufahrten einzurichten.

Kulturguter

Die BaumaRnahme berthrt in Teilbereichen Flachen, auf denen archéologische Bodenfunde
bekannt und weitere zu vermuten sind. Die Bestimmungen des Bremischen Denkmalschutzgesetzes
sind mithin zu beachten.

Damit tatséchlich vorhandene Befunde nicht unbeobachtet zerstért und abgegraben werden, ist eine
Beobachtung und gegebenenfalls Ausgrabung durch den Landesarchaologen erforderlich.

Die genaue Festlegung der zu beobachtenden Bereiche erfolgt in einvernehmlicher Abstimmung mit
dem Vorhabenstrager durch den Landesarchaologen.

Vi

Beqgriundung

Nach § 17 FStrG durfen neue Autobahnen nur gebaut werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist.
Der Bau der A 281, 2. BA, 1. Stufe stellt einen Neubau im Sinn des § 17 FStrG dar.

Durch die Planfeststellung wird die Zuldssigkeit des Vorhabens einschlief3lich der notwendigen
Folgemalznahmen im Hinblick auf alle von ihm berthrten 6ffentlichen Belange festgestellt und es
werden alle 6ffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trager des Vorhabens und den durch
den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt (8 75 Abs. 1 BremVwVf{G).

Die stral3enrechtliche Planfeststellung ersetzt alle nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen
offentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen
und Planfeststellungen (8§ 75 Abs. 1 BremVwV{G).

Mit Schreiben vom 15. Februar 2001 hat das Amt fur Straf3en und Verkehr dem Senator fiir Bau und
Umwelt die Planunterlagen fur den Bau der A 281, 2. BA, 1. Stufe, gefertigt durch die Bremer
Gesellschaft fur Projektmanagement im Verkehrswegebau mbH (GPV), zur Durchfihrung des
Anhorungsverfahrens zugeleitet.
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Die Planunterlagen haben in der Zeit vom 27. Februar 2001 bis zum 26. Marz 2001 einschlief3lich
beim Amt fur Bauordnung und Stadtplanung, Fachbereich Stadtplanung, wahrend der Dienststunden
zur allgemeinen Einsichtnahme ausgelegen. Zeit und Ort der Auslegung sind ortsiblich bekannt
gegeben worden. In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen
das Vorhaben spatestens innerhalb von 2 Wochen nach Beendigung der Auslegung bei den in der
Bekanntmachung naher bezeichneten Stellen zu erheben sind.

Die Planfeststellung konnte gem. § 17 FStrG in Verbindung mit § 74 BremVwVfG nach Wirdigung
aller 6ffentlich-rechtlichen und privater Belange mit den verfiigten Nebenbestimmungen erfolgen, da
das Vorhaben im 6ffentlichen Interesse liegt und dieses den Interessen und Rechten Dritter und
sonstigen Belangen vorgeht.

Die festgestellte StraRenplanung entspricht den Ergebnissen der vorbereitenden Planung und dem
Abwagungsgebot. Sie ist auch im Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt.
Es werden von ihr die in dem Bundesfernstra3engesetz und anderen gesetzlichen Vorschriften zum
Ausdruck kommenden Planungsleitséatze, Gebote und Verbote bertcksichtigt.

Ziel der Direktverbindung zwischen dem GVZ und dem Autobahnzubringer Arsten durch die A 281,
1. Stufe des Il. BA, ist es, die Neustadt vom Durchgangsverkehr zu entlasten und den gewerblichen
Guter- und Personenverkehr sowie den Wohnanliegerverkehr zu entzerren und zu trennen. Dies ist
zur langfristigen Sicherung der vorhandenen Wohn-, Gewerbe- und Industriestandorte erforderlich.
Es soll insbesondere durch das Planvorhaben erreicht werden, dass die betroffenen Wohngebiete
von Durchgangs- und Schleichverkehren durch Verlagerungseffekte auf die planfestgestellte
Verbindung entlastet werden. Hierdurch soll eine Vermeidung bzw. Verminderung von dauerhaften
und nachhaltigen Stérungen der Wohnfunktion durch Larm- und Schadstoffimmissionen erreicht
werden. Die Belastung der Wohnquartiere an der Neuenlander Stral3e und der Senator-Apelt-StralRe
durch Larm und Abgase der Fahrzeuge ist seit langerem unertraglich. Der Schwerlastverkehr auf der
Neuenlander StralRe hat mittlerweile einen Anteil von 15 Prozent am Gesamtverkehr erreicht — mit
steigender Tendenz. Eine weitere Zunahme des Verkehrs allgemein wie auch des Schwerlast-
verkehrs im besonderen ist in diesem Bereich nicht mehr zu verkraften. Ausweichmoglichkeiten sind
im Suden Bremens nicht vorhanden, so dass die gegenwartige und prognostizierte Verkehrsituation
in diesem Bereich diesen Neubau unumganglich macht. Mit dem geplanten Neubau wird den
Anforderungen der langfristigen Verkehrsentwicklung in und um Bremen ebenso Rechnung
getragen wie dem berechtigten Schutzinteresse der Wohnbevoélkerung und den Anforderungen des
Umweltschutzes.

VIl

Verfahren zur Prufung der Umweltvertraglichkeit

Die vorgelegten Planunterlagen gentigen den Anforderungen des 6 UVPG. Die Einbeziehung der
Offentlichkeit nach § 9 Abs. 1 UVPG und die Beteiligung der Beh6érden gem. § 7 UVPG erfolgte
durch das Anhdérungsverfahren nach 8 73 BremVwV{G.

Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens wurde auch die Umweltvertraglichkeit des Vorhabens nach
Maf3gabe des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung geprift. Die Bestimmungen des
Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) vom 20.02.1990 (BGBI. I, Seite 205)
wurden beachtet.

Nach dem UVPG sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzguter darzustellen
(Umweltvertraglichkeitsprifung). Geman 8 11 UVPG ist eine zusammenfassende Darstellung der
Umweltauswirkungen des Vorhabens zu erarbeiten. In dieser Darstellung hat die Anhérungsbehdrde
die behoérdlichen Stellungnahmen sowie die AuRerungen der Offentlichkeit zu beriicksichtigen. Es
waren keinerlei Anderungen und Erganzungen aufgrund behordlicher oder privater Stellungnahmen
erforderlich.

Mit Schriftsatz vom 18. Dezember 2001 hat die Anhdrungsbehdrde die zusammenfassende
Darstellung gemaR § 11 UVPG erstellt und das Benehmen mit der UVP-Leitstelle beim Senator fir
Bau und Umwelt - Bereich Umweltschutz -, Schreiben vom 18. Januar 2002, hergestellt.
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Danach sowie nach der folgenden Bewertung der Umweltauswirkungen gemaf § 12 UVPG ist das
Vorhaben zulassig und konnte in der vorliegenden Form festgestellt werden.

VIl

Bewertung der Umweltauswirkungen nach 8 12 UVPG:

Schutzgut Mensch

Auswirkungen durch Larm

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung im Sinne der Nr. 0.6.1.1. der ,Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Ausfihrung des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung”
(UVPVWV) sind die 88 41 und 42 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG). Bewertungskriterien
sind die Anforderungen der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung (Verkehrslarmschutz-
verordnung) sowie der RLS 90.

Zur Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen durch Larm wurde eine schalltechnische Unter-
suchung nach den vorgenannten Anforderungen (Unterlage 12 der Planfeststellungsunterlagen)
sowie eine Untersuchung Uber die im néaheren und weiteren Einflussbereich der geplanten A 281 zu
erwartenden Gesamt-Gerausch-Immissionsbelastungen sowie deren Anderungen durch den Bau
der A 281 (BONK-MAIRE-HOPPMANN, 21.09.2000) durchgeftihrt.

Bei allen Berechnungen wurde aus den vorliegenden Verkehrsprognosefallen (unterschiedliche
Realisierungsstufen der Autobahneckverbindung) jeweils diejenige ausgewéahlt, die die hdchste
Verkehrsbelastung und damit die hdchsten Larmemissionen aufweist (worst-case-Betrachtung). Bei
der Bemessung der SchallschutzmalRnahmen wurde die jeweils hdchste Verkehrsbelastung der

A 281 zugrundegelegt. Dadurch wird sichergestellt, dass die vorgesehenen Schallschutzmal3-
nahmen zum Schutze der Menschen auf den ungtinstigsten Fall abgestellt sind.

Verkehrslarm durch die geplante MaRhahme

Durch den Bau der A 281 mit den Anschlussstellen kommt es in weiten Teilen der angrenzenden
Gebiete zu erhghten Larmimmissionen und Grenzwertiiberschreitungen an schutzwirdigen
Geb&auden. Daher sind nach der Verkehrslarmschutzverordnung umfangreiche aktive
Larmschutzmal3hahmen (La&rmschutzwande- und —waélle) vorgesehen. Hierdurch werden folgende
maximale Pegelminderungen erreicht:

rd. 13 dB(A) in den Bereichen "Essener- und Duckwitzstraf3e"
rd. 11 dB(A) im Bereich "Bochumer Strafe"

rd. 5 dB(A) dstlich "Neuenlander Straf3e"

rd. 6 dB(A) im Wohngebiet "Warturmer Platz".

Nach den Ergebnissen der schalltechnischen Berechnungen sind unter Beachtung der aktiven
LarmschutzmalRnahmen zusatzlich passive Larmschutzmaflinahmen vorgesehen.

Vom Vorhabenstrager wurde erganzend gepruft, welche weitere Pegelminderung eine Erhéhung der
vorgesehenen Larmschutzwéande fir die Wohngebiete Bochumer Straf3e und Essener Str./
Duckwitzstral3e erbringen konnte. Die Erhéhung der Larmschutzwande von 3 m auf 4 m wird fir die
Wohngebiete im Bereich der vg. Strafl3en eine zusatzliche Pegelminderung von max. 2 dB(A) zur
Folge haben und zu einer weiteren spurbaren Entlastung der Anlieger beitragen.

Die geplante MalRhahme entspricht insgesamt den Anforderungen der 88 41 und 42
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) und der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung
(Verkehrslarmschutzverordnung). Die in 8§ 2 der Verkehrslarmschutzverordnung bestimmten
Immissionsgrenzwerte werden durch die vorgesehenen aktiven und passiven Schallschutz-
maf3nahmen an allen zu beriicksichtigenden Immissionsorten eingehalten.
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Gesamtlarmbetrachtung

Bei den nachfolgenden Ausfiihrungen sind die geplanten aktiven Larmschutzmal3nahmen
bertcksichtigt. Hinsichtlich der berechneten Veranderungen ist anzumerken, dass erst eine Zu- oder
Abnahme des Larmpegels von >/= 3 dB(A) wahrnehmbar ist.

Durch den Bau der Bundesautobahn A 281 BA 2/1 und die dadurch entstehende Verlagerung des
Verkehrs auf die neue Trasse werden die Larmimmissionen in den an die Neuenlander Stral3e
angrenzenden Wohngebieten und an den Stral3enziigen Senator-Apelt-Stral3e/Carl-Francke-Stral3e,
Flughafendamm (zwischen Flughafenallee und Neuenlander Ring) und Neuenlander Ring
abnehmen. Der Bau dieser leistungsfahigen Anbindung mit Anschluss an das Guterverkehrszentrum
Niedervieland sowie Anbindung der umliegenden Industrie- und Gewerbegebiete an die BAB 281
wird die teilweise unertragliche Belastung der Wohngebiete an der Neuenlander Straf3e deutlich
vermindern und so die dauerhaften und nachhaltigen Stérungen der Wohnfunktionen vermeiden
bzw. zumindest mindern. Die Lebensverhaltnisse der hier wohnenden Menschen werden durch die
Verlagerung der Verkehre auf die geplante A 281 entscheidend verbessert. Die Minderung der
Larmbelastung ergibt sich durch die zukinftig deutlich geringere Verkehrsbelastung dieser Straf3en.
Verbunden mit der zu erwartenden Verkehrsverringerung wird die gegenwartig sehr starke
Trennwirkung der Neuenlander Stral3e aufgehoben. Die Abnahme der Larmpegel in den an die o.g.
Strallenziige angrenzenden Wohn— und Gewerbegebieten sowie den dazugehdrigen Freiflachen
liegt groRRflachig bei > -5 dB(A).

Im unmittelbaren Bereich der Anschlussstellen und im Gewerbegebiet stidlich der Richard-Dunkel-
Stral3e ergeben sich auf gewerblich genutzten Flachen Pegelerhohungen um mehr als 5 dB(A). Im
Wohngebiet Bochumer Straf3e und dem angrenzenden Griinzug Helgolander Graben betragen die
Pegelerhéhungen bis zu 3 dB(A). Neben diesem Einfluss im Nahbereich sind auch Pegel-
erhdéhungen in groReren Entfernungen sichtbar. Zurtickzufiihren ist diese Auswirkung auf die in
Hochlage gefuihrte A 281, hohere Verkehrsmengen, Geschwindigkeiten und LKW-Anteile. Betroffen
wird vor allem der nérdliche Bereich an der Neuenlander Straf3e und die Kleingarten Huckelriede.
Diese Pegelerhéhungen liegen alle unter 3 dB(A).

Bei den prognostizierten Veranderungen des Gesamtlarms tberwiegen die wesentlichen
Verbesserungen in immissionsempfindlichen Bereichen (Wohnnutzung) gegeniber den
wesentlichen Verschlechterungen, die sich mit Ausnahme des Wohngebietes Bochumer Stral3e, nur
auf gewerblich genutzte Flachen beschranken. Da die Zunahmen im zumutbaren Bereich liegen,
sind im Verhaltnis zur Verbesserung der Gesamtsituation in Neustadt/Woltmershausen die
Interessen Einzelner zuriickzustellen.

Auswirkungen durch Luftschadstoffe

Die Bewertung der Veranderungen der Luftqualitat mit den gesetzlichen Umweltanforderungen und
den Bewertungskriterien ist bei den Auswirkungen auf das Schutzgut Luft beschrieben. Hinsichtlich
der Auswirkungen der Luftqualitat auf die menschliche Gesundheit ist zusammenfassend festzu-
stellen, dass sich auf Grund der verringerten Verkehrsmengen im nachgeordneten Stadtstra3ennetz
und dem dadurch verbesserten Verkehrsfluss die Luftschadstoffimmissionssituation in der Neustadt
verbessert. Uberschreitungen der Konzentrationswerte der 23. BImSchV sind nicht zu erwarten. Die
Werte der EU-Luftqualitatsrichtlinien werden weitestgehend eingehalten. Es bleiben allerdings
Belastungsschwerpunkte in einzelnen Straf3enabschnitten fir die Jahresmittelwerte NO, und Partikel
auf der Oldenburger StralRe (4) und fur die Tagesmittelwerte Partikel auf der Senator-Apelt-Stral3e,
Friedrich-Ebert-Stral3e, I, Neuenlander Strafe, IV, und Oldenburger Stral3e. Die Grundbelastung bei
NO, und Partikel bleibt auch nach Netzschluss in der Nahe der zur Zeit bekannten und dann
geltenden Konzentrationswerte.

Baubedingte Auswirkungen

Die baubedingten Auswirkungen auf Menschen, durch die zeitlich begrenzte Zunahme der Larm-
belastung, ist erheblich, aber angesichts ihrer zeitlichen Begrenzung nicht nachhaltig. Schéadliche
Umwelteinwirkungen i.S.d. § 22 BImSchG in Form von Larm und Erschitterungen wahrend der Bau-
phase, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, werden bei Einhaltung der einschlagigen
Bestimmungen verhindert und soweit sie nicht vermeidbar sind, auf ein Mindestmalf? beschrankt.
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Die Beeintrachtigungen werden durch die verfligten Nebenbestimmungen soweit wie mdglich
minimiert.

Durch das Baustellenmanagement werden die Stérungen in den Wohngebieten ebenfalls soweit wie
maoglich reduziert. Der baubedingte Verkehr im 6ffentlichen Stralenverkehr wird auf moglichst
kurzem Weg Uibergeordnete Verkehrswege anfahren, um zusatzliche Larm- und Luftbelastungen der
Anwohner zu begrenzen.

Insgesamt wird sich die Situation nach Abschluss der Bauarbeiten deutlich verbessern, so dass die
erheblichen Belastigungen der Anwohner fir die Dauer der Bauzeit tolerierbar sind.

Gesamtbewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind insgesamt gesehen positiv.

Auswirkungen auf die Schutzguter Tiere und Pflanzen sowie Landschaft

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung im Sinne der Nr. 0.6.1.1 UVPVwV sind die 88 11
bis 13 BremNatSchG (Bremisches Naturschutz Gesetz). Gemalf3 gutachtlicher Stellungnahme der
Naturschutzbehorde vom 20.12.2000 (Anlage 12.6, Ordner 6), stellt das Vorhaben einen Eingriff in
Natur und Landschaft im Sinne von § 11 BremNatSchG dar.

Schutzgut Landschaft (Stadtbild)

Durch die im landschaftspflegerischen Begleitplan und die in der Freiraumplanung vorgesehenen
Mafinahmen, wie die Bepflanzung von Béschungen, Banketten, Mulden, Mittelstreifen, Inselflachen
mit Gehdlzen, Einzelbaumen und Landschaftsrasen (StraRenbegleitgrin), die Gestaltung und
Begriinung von Rand- und Restflachen, die Neuanlage und Umgestaltung der Neuenlander
Wasserlése nach okologischen und freiraumplanerischen Gesichtspunkten sowie Anpflanzungen
von Einzelbdumen wird das Stadtbild in dem vom Eingriff betroffenen Raum mehr als nur in
moglichst &hnlicher Art und Weise wiederhergestellt, sondern deutlich verbessert.

Mit dem Vorhaben sind erhebliche Eingriffe in das Schutzgut Stadtbild zu erwarten. Die
Auswirkungen werden aber durch die vorgesehenen Gestaltungs- und AusgleichsmalRhahmen nicht
von nachhaltiger Wirkung sein. Das vorhandene Stadtbild wird zwar nach Abschluss der MaRnahme
nicht wiederhergestellt sein, es wird aber durch ein anderes, verbessertes Stadtbild ersetzt werden.
Die Gestaltungs- und AusgleichsmaRnahmen sind im Landschaftspflegerischen Bestandsplan
(Unterlage 12) detailliert dargestellt und beschrieben.

Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt

Durch die vorgesehenen AusgleichsmalBnahmen, wie die Anpflanzung von Einzelbdumen und
Hochstdmmen im Randbereich der Autobahn, der Stralienanbindungen sowie der Neuenlander
Wasserldse, Anlage von naturnahen Gehdlzflachen und Ruderalgebiischen auf den Landschafts-
bauwerken im Bereich der Anschlussstelle Bremen-Neustadt, Herstellung einer zweischtrigen
Mahwiese auf der Deponie sudlich der A 281 / des Hakenburger Sees, sowie die Anlage von
Uberwiegend artenreichen Wiesen- und Rasenflachen und bodendeckenden Gehdlzen wird
gewabhrleistet, dass die Werte und Funktionen der Pflanzen- und Tierwelt im Naturhaushalt in dem
vom Eingriff betroffenen Raum in moéglichst ahnlicher Art und Weise wiederhergestellt wird.

Zur Kompensation der geplanten Uberbauung der Saatkrahenkolonie am Neuenlander Ring / Paul-
Feller-StralRe werden biotopverbessernde Mallnahmen an der Saatkrdhenkolonie am ehemaligen
Weserwehr durchgefihrt.

Es werden jedoch Jahre vergehen, bis die Ersatzpflanzungen die GroR3e und Griinmasse
insbesondere der GroRBbaume erreichen. Nachhaltige Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten.
Fur den Bau der A 281 ist eine grof3flachige, langfristige Grundwasserabsenkung nicht erforderlich
und somit sind keine Auswirkungen auf die Vegetation zu erwarten. Falls Uberhaupt erforderlich,
wird eine zeitlich und rdumlich stark eingeschrénkte Absenkung allenfalls die Auswirkungen der
normalen Grundwasserschwankungen bewirken.

Der Verlust von Einzelbaumen wird tber die Stickzahl kompensiert. Fir Bd&ume, die unter den
Schutz der Bremischen Baumschutzverordnung fallen, wird ein Ausgleich von 3 neu zu pflanzenden
Baumen pro entfallenden Baum geleistet. Die nicht unter Baumschutz stehenden Einzelbdume
werden im Verhaltnis 1 : 1 ausgeglichen.
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Durch das Vorhaben werden keine Lebensraume dauernd betroffen, die nach 8 22a BremNatSchG
geschatzt sind.

Erhebliche und bleibende Beeintrachtigungen der Pflanzen- und Tierwelt als Bestandteil des
Naturhaushaltes nach § 11 BremNatSchG sind nach Abschluss der MaRnhahme auf Grund der
landschaftspflegerischen Begleitplanung nicht gegeben.

Auswirkungen auf die Schutzgiter Boden und Wasser

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden im
Sinne der Nr. 0.6.1.1. der ,Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausfiihrung des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung” (UVPVwV) sind Teil Il des Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
sowie § 10 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes.

Bewertungskriterien hierfiir sind die Anforderungen der

* Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung

* Mitteilung der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20: Anforderungen an die stoffliche
Verwertung von mineralischen Reststoffen / Abfallen — technische Regeln

* Mitteilung der Landerarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 1994: Empfehlung fur die Erkundung,
Bewertung und Behandlung von Grundwasserschaden

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser im
Sinne der Nr. 0.6.1.1. der ,Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausfilhrung des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung” (UVPVwYV), ist das Bremische Wassergesetz (BrwWG).

Schutzgut Boden

Durch den Bau der geplanten A 281 und der damit verbundenen Versiegelung durch den StralRen-
korper einschl. der Nebenanlagen werden vorhandene Werte und Funktionen des Bodens zerstort.
Durch das Bauvorhaben kommt es zu einer Neuversiegelung von tiberwiegend anthropogen
Uberformten Flachen von insgesamt 5,58 ha. Nattirliche Bodentypen sind in dem Untersuchungs-
raum auf Grund der in der Vergangenheit vielfaltigen Umstrukturierungen sowie der gro3flachigen
Versiegelungen nicht mehr vorhanden. Besondere Werte und Funktionen des Schutzgutes Boden
sind daher nicht mehr gegeben. Die allgemeinen Funktionen sind in ihrer Wertigkeit Uberwiegend als
ohne Bedeutung bis zu geringer Bedeutung einzustufen. Die Versiegelung des Bodens zur
Herstellung des Vorhabens ist hinsichtlich ihrer Auswirkung als tolerierbar zu bewerten.

Beim Aushub fiur StrafRen / Bauwerke fallen kontaminierte Béden an.

Im Abschnitt dstlich der B 75 werden die im Trassenbereich vorhandenen Altlasten vor Beginn der
Baumafinahme beseitigt bzw. gesichert. Gegenlber dem heutigen Zustand tritt durch die Sicherung
bzw. Beseitigung der Schadstoffbelastungen eine nachhaltige Verbesserung ein.

Im Abschnitt zwischen der B 75 und der Bahnlinie Oldenburg-Bremen werden die belaststeten
Auffullungsbdden, fir die eine Verwertbarkeit nach LAGA festgestellt wurde (Zuordnungswert < Z 2),
in Landschaftsbauwerke eingelagert, die eine Oberflachenabdichtung erhalten. Boden, die diesen
Wert Ubersteigen und Grundwasserbeeintrachtigungen befirchten lassen, werden ausgehoben und
entsorgt. Dadurch verbessert sich die Gesamtsituation in diesem Bereich erheblich und nachhaltig
hinsichtlich moglicher bestehender Gefahrdungen durch kontaminierte Boden.

Im Abschnitt sldlich des Hakenburger Sees werden die anfallenden Aushubmaterialien aus der
Deponie auf die verbleibende Flache der Altablagerung umgelagert und durch eine aufwandige
Abdichtung gesichert. Auch durch diese MalRBhahme verbessert sich die Gesamtsituation in diesem
Abschnitt nachhaltig hinsichtlich méglicher vorhandener Gefahrdungen durch kontaminierte Boden.

Eine schadlose Beseitigung des kontaminierten Bodenaushubes gem. 8§ 10 Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz ist durch die verfugten MalRnahmen gewahrleistet.

Beeintrachtigungen des Bodens als Bestandteil des Naturhaushaltes nach § 11 BremNatSchG bzw.
schéadliche Veranderungen des Bodens nach § 4 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz sind hierdurch
ausgeschlossen.

Erhebliche und bleibende Beeintrachtigungen des Bodens als Bestandteil des Naturhaushaltes nach
§ 11 Bremisches Naturschutzgesetz (BremNatSchG) treten nach Abschluss der Mal3nahme nicht
ein.
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Schutzgut Wasser

Grundwasser

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind gering. Eine Beeintrachtigung des
Allgemeinwohls i.S. des 8§ 8 Bremisches Wassergesetz (BrwG) ist auf Grund des geplanten Boden-
und Wassermanagement sowie der verfligten Nebenbestimmungen ausgeschlossen.

Kontaminierte Béden, die eine Grundwasserbeeintrachtigung beflrchten lassen, werden
ausgehoben und entsorgt. Es ist daher gewéhrleistet, dass vermeidbare Beeintréachtigungen 1.S. des
§ 2 BrWG unterbleiben und schéadliche Verunreinigungen des Grundwassers i.S. des § 127 BrwG
durch die Entsorgung des Aushubes nicht zu beflirchten sind. Die Gesamtsituation hinsichtlich
maoglicher Gefahrdungen durch kontaminierte Boden verbessert sich nachhaltig.

Die den Grundwasserhorizont schiitzenden Deckschichten werden erhalten bzw. soweit erforderlich
(Bereich Trog) durch neu herzustellende Dichtungssysteme ersetzt.

Oberflachenwasser

Die Neuenlander Wasserlose wird durch die A 281 mehrfach gequert. Im Bereich der Richard-
Dunkel-Stral3e ist sie aktuell auf einer Lange von ca. 220 m lberbaut. Gespeist wird die
Neuenlander Wasserl6se Uiberwiegend aus den Niederschlagswasserkanalen. In den Hakenburger
See miindet die Hochwasserentlastung des Hauptpumpwerkes Woltmershausen der stadtischen
Mischwasserkanalisation.

Die Gewassergute der Neuenlander Wasserlose und des Hakenburger Sees liegt laut dem
GEWASSERGUTEBERICHT BREMEN 1995 bei Il - llI. Hinsichtlich der Anreicherung von

polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) im Sediment besteht vor allem im
Unterlauf der Neuenlander Wasserldse eine sehr hohe Konzentration (z.T. > 20 mg/kg TS).

Die Trassenfiihrung der A281 Uber die Richard-Dunkel-Stral3e macht eine teilweise Verlegung der
Neuenlander Wasserlose notwendig. Es ist eine naturnahe Gestaltung der Neuenlander Wasserlose
zwischen Bahnstrecke und B 75 mit gleichzeitiger VergroRerung des Retentionsvermégens sowie
eine Offenlegung der bisher verrohrten Neuenlander Wasserldse vorgesehen. Dadurch wird eine
Verbesserung der Gewasserstruktur und der Wasserqualitét erreicht. Die Umplanung wird die
Funktion als Lebensraum (Schutzgut Pflanzen und Tiere) deutlich verbessern.

Auswirkungen auf das Schutzgut Klima

Auswirkungen auf das Schutzgut Klima sind nicht zu erwarten. Im Rahmen einer Klimauntersuchung
(IMA 2000) wurde ermittelt, dass von der geplanten A 281 keine Riegelwirkung mit erheblicher
Durchluftungsabnahme ausgeht. Thermische Veranderungen durch zusétzliche Versiegelung
beschrénken sich auf den unmittelbaren Bauwerksbereich und klingen nach wenigen Metern auf
nicht mehr spirbare Werte ab.

Es kommt lediglich zur Beseitigung von kleinklimatischen Vegetationsstrukturen, die im Rahmen der
vorgesehenen Ausgleichsmalinahmen mehr als ausgeglichen werden.

Auswirkungen auf das Schutzgut Luft

Gesetzliche Umweltanforderungen zur Bewertung im Sinne der Nr. 0.6.1.1. der ,Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Ausfihrung des Gesetzes tber die Umweltvertraglichkeitsprifung”
(UVPVWV) ist das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG).

Bewertungskriterien sind die Anforderungen der TA Luft, der 23. Bundesimmissionsschutz-

verordnung und die EU-Luftqualitatsrichtlinien:

* Richtlinie 96/62/EG des Rates uber die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualitéat vom
27.9.1996 (im Folgenden EU-Rahmenrichtlinie);

= Richtlinie 1999/30/EG des Rates vom 22.4.1999 Uber Grenzwerte fiur Schwefeldioxid,
Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der Luft. Die Richtlinie war bis zum
19.7.2001 in nationales Recht umzusetzen (die Umsetzung ist bisher noch nicht erfolgt) und

= Richtlinie 2000/69/EG des Européaischen Parlaments und des Rates vom16.11.2000 Uber

Grenzwerte fiir Benzol und Kohlenmonoxid in der Luft. Diese Richtlinie ist bis zum 13.12.2002 in
nationales Recht umzusetzen.
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Die durchgefiihrten Schadstoffuntersuchungen der Parameter:

* Benzol-Gesamtbelastung (Jahresmittelwert)

* RuB-Gesamtbelastung (Jahresmittelwert)

* NOx-Gesamtbelastung (Jahresmittelwert)

* NO, —Gesamtbelastung (Jahres-98%-Wert)

* NO, —Gesamtbelastung (Jahresmittelwert)

* Partikel (PM10) (Jahresmittelwert)

e Partikel (PM10) (Jahres-90.42-Perzentil der Tagesmittelwerte)

* NOx-Wahrscheinlichkeit der Uberschreitungshaufigkeit des EU-Grenzwertes in % (Jahres-90.42
Perzentil der Tagesmittelwerte)

wurden fir den Prognose-Null-Fall (ohne A281), die Realisierungsstufe Il der A 281 (Verkehrswert

fur BA 2/1, BA 2/2 und BA 3/1) und die Realisierungsstufe Il (Netzschluss der A 281 zwischen A 27

und A 1) berechnet. Die ermittelten Auswirkungen werden zusammenfassend wie folgt bewertet:

= Bei allen untersuchten Stralienquerschnitten werden die Konzentrationswerte der 23. BImSchV
im Prognose-Null-Fall 2015, in der Realisierungsstufe Il und in der Realisierungsstufe Ill
(Netzschluss) 2015 deutlich unterschritten. Dies ist durch die Abnahme der Schadstoff-
emissionen pro Kfz in Folge des vermehrten Einsatzes von schadstoffarmeren Verbrennungs-
motoren auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen begriindet.

= Der Jahresmittelwert von Benzol der EU-Luftqualitatsrichtlinien wird in keinem der untersuchten
StraRenrdume erreicht.

= Der Jahresmittelwert von NO2 der EU-Luftqualitatsrichtlinien wird im Prognose Null-Fall an
3 StralRenrdumen Uberschritten, durch den Bau der A 281 entféllt die Uberschreitung an
2 StralRenquerschnitten.

e Nach den Regelungen der EU-Luftqualitatsrichtlinien ist eine 18-malige Uberschreitung des
Stundenmittelwertes von NO, (200 pug/m?®) zulassig. Dies ist nach den vorliegenden
Berechnungen in allen StralRenrdumen auf3erst unwahrscheinlich.

e Nach den Regelungen der EU-Luftqualitatsrichtlinien ist eine 35-malige Uberschreitung des
Tagesmittelwertes von PM10 (50 pug/m?®) zulassig. Dies tritt nach den vorliegenden
Berechnungen in einigen Stral3enraumen auf, doch auch hier ist eine deutliche Entlastung der
Immissionssituation durch den Bau der A281 zu erkennen.

= Bei nahezu allen StadtstraBenquerschnitten verbessert sich die Situation durch die Realisierung
der A 281 bzw. bleibt die Situation unveréndert. Dies trifft auf alle untersuchten Schadstoffe zu.
Eine Begrindung hierfir liegt in den verringerten Verkehrsmengen im Stadtstralennetz und dem
dadurch verbesserten Verkehrsfluss.

= Die Immissionssituation an der Neuenlander Strafl3e zwischen Oldenburger Stra3e und Neuen-
lander Ring verbessert sich deutlich. Im Abschnitt zwischen Oldenburger Straf3e und Friedrich-
Ebert-Stral’e (Neuenlander Straf3e | und Il) wird die Immissionsbelastung fiir einzelne Schad-
stoffe bei Realisierung der A281 teilweise bis zu 50 % reduziert.

* Eine Zunahme der Belastung der untersuchten Schadstoffe ist auf die Oldenburger Straf3e und
die Neuenlander Stral3e zwischen Neuenlander Ring und Kattenturmer HeerstraRe beschrankt.
Die rechnerische Konzentrationszunahme stellt keine wesentliche Anderung dar. Fiir den
letztgenannten Abschnitt trifft diese Aussage dann zu, wenn der endglltige Verlauf der A 281 BA
2/2 auf der jetzigen Trasse der Neuenlander Stral3e liegt. Zurzeit laufen entsprechende
Linienuntersuchungen, um den endgultigen Verlauf in diesem Abschnitt festlegen zu kdnnen.

Durch die Verlagerungseffekte mit der Inbetriebnahme der A 281 und den vermehrten Einsatz von
schadstoffarmeren Verbrennungsmotoren sind splrbare Schadstoffimmissionsrickgange zu
erwarten.

Auswirkungen auf Kultur- und Sachguter

Unter Denkmalschutz stehende Gebaude oder historisch gewachsene Bebauungsstrukturen sind im
direkten Umfeld der geplanten Trasse nicht zu finden.

Beim Bau der A 281 kdnnen Beeintrachtigungen einer in den Jahren 1936/1937 sudlich der
geplanten MalRhahme festgestellten friilhsachsischen Siedlung, die sich Gber mehrere hundert Meter
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erstrecken kann, nicht ausgeschlossen werden. Auf Grund der verfligten Nebenbestimmungen,
durch die eine Beobachtung der Baumafinahme durch den Landesarch&aologen gewaébhrleistet wird,
ist sichergestellt, dass ggf. tatséchlich vorhandene Befunde nicht unbeobachtet zerstort und
abgegraben werden.

Sachguter, wie zum Beispiel gewerblich genutzte Gebaude, sind zwar vom Abriss betroffen, stellen
aber keinen erhaltenswerten Bestand dar.

Eine Schadigung von weiteren hochwertigen Sachgitern (Gebaude im Umfeld der geplanten Bau-
mafinahme) wahrend der Bauphase kann nicht vollig ausgeschlossen werden. Die Auswirkungen
werden soweit wie mdglich verhindert, so dass bleibende und erhebliche Beeintrachtigungen auf ein
Minimum verringert werden.

Wechselwirkungen

Neben den bereits vorab genannten Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern Tiere-und-
Pflanzen und Landschaft sowie Boden und Wasser sind Wechselwirkungen zwischen Tiere-und-
Pflanzen und Wasser, hier Oberflachenwasser, bei der geplanten MalRnahme bedeutsam.

Die Uberbauung und Beseitigung von Oberflachengewassern wirkt sich gleichermaRen wie die
Neuanlage von Oberflachengewassern auf beide Schutzgtter aus. Erhebliche Beeintrachtigungen
der Schutzgiter sind auch unter Beriicksichtigung der Wechselwirkungen nicht zu erwarten.

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgutern Klima und Luft sind nicht erheblich, da die
Auswirkungen der geplanten Mal3nahme auf die Durchstrémungsverhaltnisse in den angrenzenden
Stadtquartieren unter 10 % liegt, so dass ein Einfluss auf den Luftaustausch und damit die
Luftqualitat nicht zu erwarten ist.

Mit weiteren erheblichen Umweltauswirkungen auch im Sinne von Wechselwirkungen ist nicht zu
rechnen.

Gesamtbilanz der MaRnahme
MedienUbergreifende Bewertung

Mit der Anlage und der Inbetriebnahme der 1. Stufe des 2. Bauabschnittes der A 281 sind
unvermeidbare Eingriffe in die Schutzgtter des § 2 UVPG durch die dargestellten Wirkfaktoren, wie
z.B. Larm, Schadstoffe und Versiegelung des Bodens, verbunden. Bei der Gesamtbetrachtung der
vorhabensbedingten Umweltauswirkungen sind diese als umweltvertraglich einzustufen.

Bei einigen Schutzgitern ist eine Verbesserung der Umweltsituation zu verzeichnen. Auftretende
negative Umweltauswirkungen werden tberwiegend als nicht erheblich bewertet oder werden, wie
beim Larm, durch geeignete SchutzmalRnahmen reduziert. Wechselwirkungen sind nur in einem
sehr geringen Ausmal zu verzeichnen. Sie kdnnen im tUberwiegenden Anteil durch geeignete
Sicherungsmaflinahmenvermieden werden.

Es wird ferner durch Auflagen Vorsorge getroffen, dass die Auswirkungen auf die Schutzguter so
gering wie moglich gehalten werden. Durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen
BegleitmaRnahmen ist gewéhrleistet, dass die beeintrachtigten Funktionen des Okosystems in
ahnlicher Weise wiederhergestellt werden und keine dauernden Beeintrachtigungen bleiben.

Aufgrund der insgesamt positiven Umweltbilanz wird daher die Zul&ssigkeit des Vorhabens im
Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne der 88 1, 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 UVPG nach
Maf3gabe der geltenden Gesetze festgestellt.

Auf Grundlage der zusammenfassenden Darstellung kann festgestellt werden, dass durch die
Ausgleichsmalinahmen eine wirksame Umweltvorsorge getroffen wird. Aufgrund der Bewertung der
Umweltauswirkungen geméan 8§12 UVPG ist das Vorhaben umweltvertraglich. Die Zulassigkeit des
Vorhabens nach § 12 UVPG ist somit gegeben.

Das Benehmen zu 8§ 12 wurde entsprechend dem ,Gemeinsamen Erlass des Senators fur
Umweltschutz und Stadtentwicklung, des Senators fiir das Bauwesen, des Senators fir Wirtschaft,
Mittelstand und Technologie und des Senators fur Hafen, Schifffahrt und AuRenhandel Uber die
Zusammenarbeit von Verwaltungsbehdrden bei der Durchfihrung von Umweltvertraglichkeits-
prifungen” vom 19.08.1992 mit Schreiben seitens der Planfeststellungsbehérde vom 18.12.2001
mit dem Senator fir Bau und Umwelt, UVP-Leitstelle, Schreiben vom 18. Januar 2002, hergestellt.
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IX

Linienfuhrung

Die BAB A 281 stellt die Eckverbindung zwischen der BAB A 1 und der BAB A 27 im Bereich siidlich
der Weser auf bremischem Stadtgebiet dar. Der BMVBW hat der Linienbestimmung gemaf

§ 16 FStrG im Jahr 1984 fir den 1. bis 4. Bauabschnitt (BA) zugestimmt. Vor dem Hintergrund der
Linienbestimmung und bei der angespannten Finanzsituation des Bundes wurden ab 1989
alternative Trassenuntersuchungen zur Flachennutzungsplantrasse im 2. und 5. BA begonnen, die
mit einer Umweltvertraglichkeitsstudie (UVS) 1994 abgeschlossen wurden. 1995 hat der Senat der
Freien Hansestadt Bremen dem Ergebnis der UVS zugestimmt, der BMVBW hat 1997 die Linie zur
Flachennutzungsplantrasse anerkannt.

Die Planfeststellungsbehdrde hat die untersuchten Alternativen geprift.

Im Rahmen dieser UVS sind unterschiedliche Linien- und Gradientenvarianten untersucht worden:
Das sind die A-Varianten mit einer Linienfiihrung im Zuge der Richard-Dunkel-Stral3e/
Flughafendamm/Neuenlander StralRe zur Anschlussstelle Brinkum (A1), die B-Varianten mit einer
Linienfihrung im Zuge der Richard-Dunkel-StralRe, anschlieRend mit direkter Fihrung zur
Anschlussstelle Brinkum (A1) sowie die F-Varianten mit einer Linienfihrung im Zuge der
Neuenlander StrafRe im Tunnel, anschliel3en parallel zur Kattenturmer Heerstral3e mit Anschluss an
die A1 im Raum Stuhr/Brinkum entsprechend der Darstellung im Flachennutzungsplan Bremen
1983. Dabei sind bei den Varianten A und B zusétzlich Fiihrungen in Hochlage und in Tieflage
(Zusatz H bzw. T) betrachtet worden. Die Varianten A und F ermdglichen durch die Linienflihrung in
der Neuenlander StralRe dstlich des Neuenlander Ringes einen Anschluss an den Autobahn-
zubringer Arsten. Diese reduzierten Varianten sind mit dem Zusatz (R) gekennzeichnet. Die Variante
N ist der Bezugsfall ohne Realisierung des 2. und 5. BA der A 281, der sog. Prognosenullfall.

Auf Grundlage der Verkehrsmengenberechnungen fiir die einzelnen Varianten (Prognosejahr 2005)
wurden fir die UVS Untersuchungen zur Auswirkungen der Varianten auf die Situation der Luft-
schadstoffimmissionen sowie larmtechnische Untersuchungen durchgefihrt.

Durch den Stral3enbau- und betrieb sind im Bereich des 2. BA insbesondere das Wohn- und
Arbeitsumfeld betroffen. Schwerpunkt der Wohnungsnutzung im Bereich mdglicher Trassen ist die
Neustadt nordéstlich der Neuenlander StralRe. Weitere Gebiete mit Wohnnutzung befinden sich in
Woltmershausen (Warturmer Platz/Senator-Paulmann-Straf3e), an der Duckwitzstral3e/Essener
StrafRe und an der Bochumer Straf3e. Durch die Varianten, die an den Autobahnzubringer Arsten
anschlief3en, sind weiterhin Wohngebiete in Huckelriede, Habenhausen und Arsten betroffen.

Im Ergebnis der UVS wurde festgestellt, dass die langen Varianten AT/AH, BT/BH und F, die den
5. BA beinhalten, auf die naturschutzfachlichen Schutzgiter bezogen zu erheblich schwer-
wiegenderen Umweltbeeintréachtigungen fihren, als die Varianten ATR/AHR und FR, die vorerst
direkt an den vorhandenen Autobahnzubringer Arsten anschlieRen. Trotz der glinstigeren Verkehrs-
und Immissionssituation der langen Varianten ergab die UVS daher unter Berlicksichtigung der
Moglichkeit von verkehrslenkenden MalRnahmen an der Kattenturmer Heerstral3e und ggf.
zusatzlichen LarmschutzmalRnahmen am Autobahnzubringer Arsten eine Empfehlung fiir die
reduzierten Varianten (ATR, AHR und FR). Die Beurteilung der reduzierten Varianten ergab
hinsichtlich der baubedingten Auswirkungen deutliche Vorteile bei ATR/AHR, bei den betriebs-
bedingten Auswirkungen deutliche Vorteile der Variante FR. Aufgrund erheblicher wirtschaftlicher
Vorteile der Variante AHR gegeniber den Varianten mit Tunnel (ATR, FR) und der im Vergleich mit
den sonstigen Varianten geringeren Umweltauswirkungen wurde die Variante AHR der weiteren
Planung zugrunde gelegt.

Der Prognose-Nullfall wurde im weiteren Verlauf der Untersuchung nur noch zu Vergleichszwecken
herangezogen, da die verkehrs- und umwelttechnischen Analysen im Bereich des Bauabschnittes
2/1 zeigten, dass mit den heutigen Verkehrsbelastungen die kritischen Werte nicht nur erreicht,
sondern zum Teil bereits Uberschritten werden. Eine Entlastung des Verkehrsnetzes ist nur noch
durch die Schaffung eines neuen Verkehrsweges maglich.

Auf der Grundlage der Variante AHR wurde daher die vorliegende Planung fir die 1. Baustufe des
2. Bauabschnittes entwickelt und auf den Prognosehorizont 2015 erweitert.
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Dabei konnte aufgrund des Senatsbeschlusses zur Verlegung des Gromarktes eine zentrale
Anschlussstelle an der Georg-Wulf-Stral3e inmitten gewerblich genutzter Flachen vorgesehen
werden statt der urspringlich vorgesehenen zwei Anschlussstellen am Flughafendamm und am
Neuenlander Ring, die unmittelbar an Wohn- und Kleingartenbereiche angegrenzt hatten. Die
Linienfihrung wurde von der Wohn-bebauung Warturmer Platz etwas abgerickt, und eine
gestrecktere Linienfiihrung erméglicht eine geringere Flacheninanspruchnahme sowie eine
geringere Neuversiegelung.

Aus stadtebaulichen Uberlegungen wurde im weiteren Planungsverfahren eine Hochlage im Bereich
des Grolmarktgelandes gewahlt. Dartiber hinaus konnten die zum Rickbau der provisorischen
Anbindung und des Teilausbaus des Neuenlander Ringes erforderlichen Baumal3nahmen verringert
werden, so dass wichtige dkologische wie 6konomische Voraussetzungen fir den weiteren Ausbau
des 2. Bauabschnittes geschaffen werden.

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Larmschutzes sowie den Belangen der
Luftreinhaltung vereinbar. Die Planung stellt sicher, dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgerausche oder nachteilige Wirkungen infolge von Luftschadstoffbelastungen ohne
Ausgleich verbleiben (88 41, 42 BImSchG). Bei der Trassierung wurde darauf geachtet, dass durch
die neue Stral3e keine vermeidbare Immissionsbelastung entsteht (8§ 50 BImSchG).

Der Bedarf fur den Bauabschnitt 2/1 ist gegeben. Der 2. Bauabschnitt ist im vordringlichen Bedarf
des Bedarfsplans fir die Bundesfernstralen — Anlage zu FernstralRenausbaugesetz vom

15. November 1993 — ausgewiesen. Der vorliegende Planfeststellungsabschnitt umfasst den
Neubau des Bauabschnittes 2/1 der BAB A 281. Dieser Bauabschnitt ist eine fir sich allein
verkehrswirksame Teilstrecke. Als Ergebnis der planerischen Uberlegungen und der UVS wurde
die 40. Anderung des Flachennutzungsplanes Bremen durchgefiihrt.

Nach Abwagung aller Gesichtspunkte unter Berticksichtigung der Wirtschaftlichkeit stellt die
vorliegende Planung die verkehrlich sowie wirtschaftlich glinstigste und stadtebaulich vertraglichste
Lésung dar. Sie erfilllt alle Kriterien der Funktionserfiillung, der StralRenbau- und StraRenverkehrs-
technik unter Beachtung der Umweltvertraglichkeit, der Wirtschaftlichkeit und der stadtebaulichen
Integritat.

Immissionsschutz

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Larmschutzes sowie den Belangen der
Luftreinhaltung vereinbar. Die Planung stellt sicher, dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgerausche oder nachteilige Wirkungen infolge von Luftschadstoffbelastungen ohne
Ausgleich verbleiben (88 41, 42 BImSchG, 17 FStrG).

Bei der Trassierung wurde darauf geachtet, dass durch die neue Stral3e keine vermeidbare
Immissionsbelastung entsteht (8§ 50 BImSchG).

Der Schutz der Anlieger vor StraRenverkehrslarm ist nach den verschiedenen, in der
entsprechenden Reihenfolge zu beachtenden Stufen erfolgt. Es ist bereits bei der Linienfuhrung der
A 281, 2. BA, 1. Stufe darauf geachtet worden, dass schadliche Umwelteinwirkungen durch
Verkehrslarm auf ausschliel3lich oder Giberwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf
sonstige schutzbediirftige Gebiete soweit wie mdglich unterbleiben (§ 50 BImSchG).

Es wurde darliber hinaus den Anforderungen des 8 41 BImSchG Rechnung getragen. Danach ist
beim Bau oder bei der wesentlichen Anderung von Verkehrswegen durch entsprechende Vor-
kehrungen sicherzustellen, dass hierdurch keine schéadlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrs-
gerausche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind.

Die Anforderungen des 8§ 41 BImSchG sind auf der Grundlage der 16. BImSchV konkretisiert
worden, die u.a. Immissionsgrenzwerte festsetzt und das Verfahren zur Berechnung der
Beurteilungspegel regelt. Die Beurteilungspegel der schalltechnischen Untersuchung (Anlage 11),
die als Grundlage der Entscheidung herangezogen worden sind, wurden nach dieser
Berechnungsmethode ermittelt.
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Dem aktiven Larmschutz ist nach der gesetzlichen Wertung regelmafgig der Vorrang vor dem
passiven Larmschutz einzuraumen. Beim Bau oder der wesentlichen Anderung einer offentlichen
Stral3e ist gem. § 41 Abs. 1 BImSchG sicherzustellen, dass durch diese keine schadlichen Umwelt-
einwirkungen durch Verkehrsgerausche hervorgerufen werden kénnen, die nach dem Stand der
Technik vermeidbar sind. Dies gilt nach § 41 Abs. 2 BImSchG jedoch nicht, wenn die jeweilige
SchutzmalRnahme aul3er Verhéltnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

Soweit den Anforderungen des § 41 BImSchG nicht durch die Planung oder aktiven Schutz-
mafinahmen Rechnung getragen werden kann, haben die betroffenen Eigentiimer oder dinglich
Berechtigten gegen den Vorhabenstrager dem Grunde nach einen Anspruch auf angemessene
Entschadigung in Geld fur notwendige SchallschutzmalRnahmen an der baulichen Anlage

(8 42 BImSchG). Die insoweit betroffenen Gebaude ergeben sich aus der vg. Anlage 11, 11.2.2
i.V.m. 11.3, zu der schalltechnischen Unterlage. Uber die Hohe der Entschadigung wird nicht im
Planfeststellungsbeschluss entschieden. Art und Umfang der zu ersetzenden notwendigen Schutz-
mafinahmen richten sich nach der 24. BImSchV.

Durch die dem Grunde nach vorgesehene Erstattung der aufgebrachten Aufwendungen fir
notwendige passive LarmschutzmaRnahmen wird der Schutz der Betroffenen vor schadlichen
Larmbeeintrachtigungen sichergestellt. Das Interesse der insoweit betroffenen Anlieger an einer
unveranderten Larmsituation muss hier im 6ffentlichen Interesse an einer Verbesserung der
innerdrtlichen Verkehrsanbindung an das tberdrtliche Verkehrsnetz zurticktreten.

In die Abwagung ist ferner eingeflossen, dass im Gegenzug durch das Vorhaben weite Teile der
Wohnstral3en in der Neustadt von erheblichen Larmimmissionen durch die zu erwartenden
Verlagerungseffekte entlastet werden.

Entschadigung fur Beeintrachtigungen des Aulienwohnbereiches

Bei einigen Grundstiicken ist am Tage im AuRenwohnbereich eine Uberschreitung des maR-
gebenden Immissionsgrenzwertes der 16. BImSchV festzustellen. Die insoweit betroffenen Gebaude
ergeben sich aus den Planfeststellungsunterlagen. Fir den weder durch aktive Larmschutzmal3-
nahmen geschutzten noch durch passive LarmschutzmalRnahmen schiitzbaren Aul3enwohnbereich
hat der betreffende Eigentimer einen Anspruch auf angemessene Entschadigung in Geld. Die
Entschadigung wird im Planfeststellungsbeschluss nur dem Grunde nach festgelegt. Die betrags-
mafRige Festlegung erfolgt auRerhalb des Planfeststellungsverfahrens. Der Bemessung der
Entschadigung sind die Richtlinien fir den Verkehrslarmschutz an Bundesfernstral3en in der Baulast
des Bundes (VLarmSchR 97) des Bundesministers fiir Verkehr entsprechend zugrunde zu legen.

Schadstoffbelastung

Das geplante Vorhaben ist mit den Belangen der Luftreinhaltung zu vereinbaren. Diese
Feststellung gilt sowohl im Hinblick auf den MaR3stab des § 50 BImSchG als auch unter Beachtung
der Regelung des 8 74 Abs. 2 BremVwVfG. Nach 8§ 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen
Planungen schadliche Umwelteinwirkungen auf ausschlief3lich oder Gberwiegend dem Wohnen
dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige Gebiete mdglichst zu vermeiden.

Schadliche Umwelteinwirkungen im Sinn dieses Gesetzes sind Immissionen, die nach Art, Ausmalf
oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigungen fur die
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren (8 3 BImSchG).

Die vorliegende Planung entspricht diesen Vorgaben.

Xl

Gebaudeschaden

Da Setzungsschaden nicht vollig auszuschlieRen sind und der Umfang der zu erwartenden Schaden
nicht abschéatzbar ist, wurde der Vorhabenstrager zur Beweissicherung verpflichtet. Evtl. durch die
Baumalnahme verursachte Schaden werden auf3erhalb des Planfeststellungsverfahrens in einem
nachgeordneten Entschadigungsverfahren durch Geldentschadigung ausgeglichen.
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Xl

Grunderwerb

Das Vorhaben beansprucht voribergehend oder dauernd in erheblichem Umfang Flachen in
Privateigentum. Ein wesentlicher Anteil der betroffenen privaten Eigentimer hat ihre Flachen bereits
an den Vorhabenstrager verauf3ert.

Eine Uberpriifung und Abwagung aller betroffenen Interessen hat ergeben, dass insofern zur
Verwirklichung des im tberwiegenden Allgemeinwohl liegenden Vorhabens die betroffenen privaten
Belange der Eigentiimer zurlcktreten missen. Die Inanspruchnahme von Privateigentum ist zur
Durchfuihrung des Vorhabens zwingend erforderlich. Die Eingriffe sind aber soweit als moglich auf
ein Mindestmal? reduziert. Eine weitere Minderung ist wegen der verkehrlichen Notwendigkeiten und
bei sachgerechter Bewertung anderer Belange nicht mdglich.

Ein Ausgleich der widerstreitenden Belange erfolgt durch die vorgesehene Entschadigung nach dem
bremischen Enteignungsgesetz.

Art und Hohe der Entschadigung werden im Planfeststellungsbeschluss nicht festgesetzt, sondern
sind dem nachfolgenden Enteignungsverfahren vorbehalten.

Xl

Gesamtabwagung

Der Plan fur den Bau der 1. Stufe des 2. Bauabschnittes der A 281 war gemaR § 17 FStrG mit den
verfiigten Nebenbestimmungen festzustellen.

Die eingehende Uberpriifung und Abwéagung der betroffenen offentlichen und privaten Belange hat
ergeben, dass bei dem Vorhaben der Ausgleich zwischen den betroffenen Belangen entsprechend
deren objektiven Gewichtung erfolgt ist.

Das Strafl3enbauvorhaben erfiillt im Stra3ennetz eine verkehrsmafiig sehr wichtige Verbindungs-
funktion an das Uberortliche Verkehrsnetz und tragt erheblich zu einer Entlastung des Wohnstraf3en-
netzes bei.

Auch die Verringerung der verkehrsbedingten LArm- und Schadstoffimmissionen in der Neustadt
gebietet die Umsetzung des Vorhabens Bau der 1. Stufe des 2. Bauabschnittes der Autobahn

A 281. Dem steht nicht entgegen, dass in Teilbereichen die La&rm- und Schadstoffsituation
geringfugig verschlechtert wird, da die Zunahme der Immissionspegel im zumutbaren Bereich liegt.
Im Verhdltnis zur Verbesserung der Gesamtsituation in der Neustadt miissen hier die Interessen
Einzelner hinter dem Gemeinwohl zurlickstehen. Dariiber hinaus besteht dem Grunde nach
Anspruch auf passive Larmschutzmafinahmen. Wahrend der Bauphase ist durch die verfugten
Nebenbestimmungen sichergestellt, dass keine unzumutbaren Belastungen der Anwohner auftreten
werden.

Dem naturschutzgesetzlichen Vermeidungs- und Verminderungsgebot bei Eingriffen sowie der
Ausgleichspflicht unvermeidbarer Eingriffe wird durch der landschaftspflegerischen Begleitplanung
und ergédnzenden Regelungen Rechnung getragen.

Nach dem Ergebnis der Umweltvertraglichkeitspriifung steht das Vorhaben mit den gesetzlichen
Erfordernissen einer wirksamen Umweltvorsorge im Einklang. Verbleibende unvermeidbare
nachteilige Auswirkungen erfordern auch zusammengenommen Uber die in den Planfeststellungs-
unterlagen vorgenommenen Anderungen und verfiigten Nebenbestimmungen hinaus keine weiteren
Anderungen oder einen Verzicht auf das Vorhaben.

Angesichts der bestehenden dauernden Uberbelastung der Neuenlander StraRRe und der hieraus
resultierenden hohen Belastung der zentralen Wohngebiete mit Verkehrsimmissionen und Schleich-
verkehren besteht an einer dem regelmafigen Verkehrsbedirfnis entsprechenden Infrastruktur ein
besonders hohes o6ffentliches Interesse.
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Demgegeniiber missen entgegenstehende Interessen zurlicktreten. Soweit es geboten war, sind
diese im Rahmen von Auflagen besonders berticksichtigt worden.

Zusammenfassend kommt die Planfeststellungsbehdrde unter Beriicksichtigung dieser Umstande zu
dem Ergebnis, dass die Planung mit den verfiigten Nebenbestimmungen in sich ausgewogen ist.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung
Klage beim Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen, Osterdeich 17, 28203 Bremen,
erhoben werden. Die Klageerhebung muss schriftlich erfolgen. Dabei ist zu beachten, dass sich vor
dem Oberverwaltungsgericht jeder Beteiligte - Ausnahmen gelten fir juristische Personen des
offentlichen Rechts und Behérden (867 Abs.1 Satz 3 VwWGO) - durch einen Rechtsanwalt oder einen
Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule als Bevollméachtigten vertreten lassen muss.

Die Klage wére gegen den Senator fur Bau und Umwelt als Oberste LandesstralRenbaubehdrde,
Referat 55, zu richten.

Der 2. Bauabschnitt der BAB A 281 ist im vordringlichen Bedarf des Bedarfsplans fir die Bundes-
fernstraflen — Anlage zum Fernstra3enausbaugesetz vom 15. November 1993 — ausgewiesen.
Gemal § 17 Abs. 6a FStrG hat die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss fir
den Bau von Bundesfernstral3en, fuir die nach dem Fernstral3enausbaugesetz vordringlicher Bedarf
festgestellt ist, keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen einen
Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses gestellt und begrindet
werden.

Hinweis

Die unter | genannten Planunterlagen werden im Amt fir Stadtplanung und Bauordnung — Fach-
bereich Stadtplanung - , LangenstralRe 38-42, 28195 Bremen, in der Zeit vom 4. bis 15. Februar
2002 nach ortsiuiblicher Bekanntmachung ausgelegt. Sie kénnen dort in der Dienstzeit ab 8.30 Uhr,
montags bis mittwochs bis 16.00 Uhr, donnerstags bis 18.00 Uhr, freitags bis 12.00 Uhr, wahrend
der Auslegungszeit eingesehen werden.

Gemal § 74 Abs. 4 VwWVTG gilt der Planfeststellungsbeschluss den Betroffenen, denen er nicht
gesondert zugestellt wurde, mit dem Ende der zweiwdchigen Auslegungsfrist als zugestellt,

d.h. bekannt gegeben.

Im Auftrag

LS
gez. Mitz




Ausfertigung

Abklirzungsverzeichnis

AS

BA
BaumschutzvO
BBodSchG
BBodSchV
BGBI.
BImSchG

16. BImSchV

BMVBW
BNatSchG
BOStrab
BremNatSchG
BremVwVfG
BrwaG

BSAG

BTXE

dB(A)

EkrG
FStrG
KrW-/AbfG
LAGA
MKW
UNN

NO,

NOy
NSW
PAK
RAS - LP
RistWag
RLS 90
UVP
UVPG
UvPVwV

uvs
VLarmSchR
VwGO

VwVIG
VwV-StV-ImSch

Anschlussstelle

Bauabschnitt

Baumschutz Verordnung
BundesBodenSchutzGesetz
BundesBodenSchutzVerordnung
BundesGesetzBlatt
Bundes-Immissionsschutzgesetz

16. Verordnung zur Durchfihrung des Bundesimmissions-
SchutzGesetzes
Bundesministerium fur Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

Bundes Natur-Schutz-Gesetz
Stral3enbahn- Bau- und Betriebsordnung
Bremisches Natur-Schutz-Gesetz
Bremisches VerwaltungsVerfahrensGesetz
Bremisches Wassergesetz

Bremer Stral3enbahn AG

Abkurzung fur die leichtfliichtigen aromatischen
Kohlenwasserstoffe Benzol, Toluol, Xylol und Ethylbenzol
Kennzeichen fir Dezibel, dessen Wert mit der Frequenz-
bewertung ,A" ermittelt wurde (hier nach DIN 651 als
~gehdrrichtig” anzunehmen)

Eisenbahnkreuzungsgesetz

BundesFernStralRenGesetz
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
LandesArbeitsGemeinschaftAbfall
Mineral6lkohlenwasserstoffe

tber Normal Null

Stickstoffdioxyd

Stickstoffoxide

NiederSchlagsWasser

Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe
Richtlinie fur die Anlage von Stral3en, Teil: Landschaftspflege
Richtlinien fur Straf3en in Wasserschutzgebieten
Richtlinien fur Larmschutz an Straf3en
Umweltvertraglichkeitsprifung

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung

Allgemeine Vorschrift zur Ausfihrung des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung
UmweltVertraglichkeitsStudie

VerkehrsLarmSchutzRichtlinie
VerwaltungsGerichtsOrdnung
VerwaltungsVerfahrensGesetz

Allgemeine Verwaltungsvorschrift Uber
straRenverkehrsrechtliche MaRnahmen bei Uberschreiten von
Konzentrationswerten nach der 23. BImSchV
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